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VORWORT 


Was den Gegenstand der vorliegenden Untersuchung betrifft, 
darf ich auf die Einleitung verweisen. Hier sei nur soviel bemerkt, 
daß ich mir bewußt bin, nur einen von mehreren Wegen gegangen 
zu sein, die zum gleichen Ziel führen. Meine Ausführungen, die 
sich sogut wie ausschließlich auf die im Wortlaut auf uns gekom- 
menen Dokumente des Staats- und Völkerrechts stützen, bedürfen 
der Ergänzung aus anderen Quellenbereichen. Ich denke in diesem 
Zusammenhang insbesondere an das reiche numismatische Ma- 
terial, das zu unserem Thema sehr viel zu sagen hat; die einschlä- 
gigen numismatischen Fragen stehen aber in so engem Zusammen- 
hang mit einigen Grundfragen der antiken Numismatik (etwa nach 
der rechtlichen Bedeutung des Münzbildes, der Münzlegende und 
der Münzprägung selbst), daß ich ihre Beantwortung Berufeneren 
überlassen muß. Überhaupt wollte ich es vermeiden, den Kreis 
der Betrachtungen vorzeitig auszuweiten; fürs erste schien es mir 
förderlicher zu sein, anhand eines begrenzten Materials, das seiner 
Natur nach eine strenge Interpretation erlaubt und verlangt, zu 
möglichst sicheren und leicht nachprüfbaren Ergebnissen zu kom- 
men. 

Im Herbst 1959 hatte ich Gelegenheit, diese Abhandlung (in 
etwas abweichender Fassung) vor dem ‚„Eranos Vindobonensis“ 
vorzutragen; das Echo dieses Vortrags hat mich sehr ermutigt, 
und ich möchte den Veranstaltern auch an dieser Stelle herzlich 
danken. Der Österreichischen Akademie der Wissenschaften bin 
ich für die Aufnahme dieser Arbeit in die ‚„Sitzungsberichte‘‘ und 
für die geradezu sagenhaft schnelle Drucklegung zu großem Dank 
verpflichtet; um beides haben sich Professor Dr. Fritz Schacher- 
meyr und der Sekretär der philosophisch-historischen Klasse, Pro- 
fessor Dr. Albin Lesky, besonders verdient gemacht, ihnen gilt 
darum mein besonderer Dank. 


Innsbruck, im November 1960. Fritz Gschnitzer. 
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GEMEINDE UND HERRSCHAFT 


Von den Grundformen griechischer Staatsordnung 


IT. 


Gegenstand der folgenden Untersuchungen ist das griechische 
} Staatsleben der klassischen Zeit, sagen wir einmal: des 5. und der 
} beiden ersten Drittel des 4. Jahrhunderts. Genauer gesagt, sind es 
“ die Grundformen dieses Staatslebens, die uns beschäftigen sollen. 
} Ich spreche von diesen Grundformen mit Bedacht in der Mehrzahl, 
) obwohl sich die Forschung darin weitgehend einig zu sein scheint, 
den Staat des klassischen Griechentums in allen seinen Spielarten 
auf eine einzige Grundform, die Gemeinde, zurückzuführen: eben 
mit dieser herrschenden Lehre möchte ich mich auseinandersetzen. 
Ihr zufolge beruhte für die Griechen jener Zeit jeder staatliche 
Zusammenhang, jegliche politische Ordnung letzten Endes einzig 
und allein auf jenen Banden des Bürgerrechts !, durch welche sich 
in einigen Teilen Griechenlands die Angehörigen des gleichen Stam- 
mes, anderswo die Einwohner eines Landstriches oder (in den 
meisten Fällen) einer einzelnen Polis miteinander verbunden und 
zugleich von allen anderen, den Fremden (&£vo:) und den ‚mit- 
wohnenden‘ Zugezogenen (u£roıxo.) abgehoben fühlten. Die politi- 
schen Entscheidungen mochten der Gesamtheit der Bürger vorbe- 
halten sein; oder ein engerer Kreis politisch vollberechtigter 
Bürger, vielleicht auch der Rat und die Magistrate allein mochten 
die Gesamtheit mehr oder weniger selbstherrlich vertreten; darauf 
kommt es in unserem Zusammenhang nicht an. Wie immer die 
Gewalt innerhalb der Gemeinde verteilt war, alle staatlichen Ord- 
nungen und Handlungen wurden doch letzten Endes auf die Gesamt- 
heit der Bürger, d. h. eben auf die Gemeinde selbst zurückgeführt; 
alles galt oder geschah, wenn nicht mit ihrem Willen, so doch in 
ihrem Namen. Jedenfalls in allen grundsätzlich als Bürgerschaften 
gefaßten Staaten; und die herrschende Lehre will ja eben alle 


1 Vgl. H. Swoboda, in K. F. Hermanns Lehrbuch der griechischen 
Staatsaltertümer III® (1913), 15: ‚Die Grundlage für den griechischen Staat, 
auch für dessen geschichtliche Formen und deren Gliederung, ist das Bürger- 
recht, denn der Staat besteht aus einer bestimmten Zahl von Bürgern.‘ 
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griechischen Staaten der klassischen Zeit als Bürgerschaften fassen, 
oder genauer, sie meint, daß die Griechen selbst ihre Staaten nicht 
anders fassen konnten ?. 

Kann nun aber wirklich die Gemeinde — wir können auch 
sagen: Bürgerrecht und Bürgerpflicht — in diesem Sinn als die aus- 
schließliche rechtliche und ideelle Grundlage alles griechischen 
Staatslebens der klassischen Zeit angesehen werden? Konnte 
wirklich das klassische Griechentum staatliche Ordnung begriff- 
lich nicht anders fassen, konnte es sie wirklich nicht anders gelten 
lassen denn als Gemeinde von Bürgern, als genossenschaftlichen 
Verband ? Damit stünde die klassische Zeit in bemerkenswertem 
Gegensatz zum folgenden, zum hellenistischen Zeitalter. Der 


2 Über den meisten Darstellungen des klassischen griechischen Staates 
könnte als Leitwort der in der vorigen Anmerkung angeführte Satz Swobodas 
stehen; vgl. etwa noch B. Keil, Griechische Staatsaltertümer (in Gercke- 
Norden, Einleitung in die Altertumswissenschaft III?®, 1914), 315. 355; 
U. von Wilamowitz-Möllendorff, in: Staat und Gesellschaft der Griechen und 
Römer (= Die Kultur der Gegenwart II 4, 1) 2(1923), 52ff.; J. Kaerst, 
Geschichte des Hellenismus IT? (1927), 32f.; B. Knauß, Staat und Mensch 
in Hellas (1940), 50ff. 96f.; A. Aymard, in: L’Orient et la Grece 
antique (= Histoire generale des civilisations I, 1953), 309£.; V. Ehrenberg, 
Der Staat der Griechen I (1957), dazu meine Ausführungen im Anzeiger 
für die Altertumswissenschaft 12 (1959), 37f. (aus denen die vorliegende 
Abhandlung herausgewachsen ist.) — Es fehlt freilich nicht an Ansätzen 
in der Richtung, die wir im folgenden einschlagen werden. G. Strohm, 
Demos und Monarch (1922), und ihm folgend E. von Stern, Staatsform 
und Einzelpersönlichkeit im klassischen Altertum (= Hallische Uni- 
versitätsreden 20, 1923), haben die tatsächliche Bedeutung der Allein- 
herrschaft auch für die klassische Zeit des Griechentums nicht ohne Über- 
treibungen, aber im ganzen richtig herausgestellt; Strohm würdigt auch aus- 
führlich die Bedeutung der Monarchie im politischen und staatstheoretischen 
Denken der Griechen, der, vor und nach ihm, auch andere ergebnisreiche 
Arbeiten nachgegangen sind, vor allem J. Kaerst, Studien zur Entwicklung 
und theoretischen Begründung der Monarchie im Altertum, 1898, und 
K. F. Stroheker, Zu den Anfängen der monarchischen Theorie in der Sophi- 
stik, Historia 2 (1953/54), 381ff. Auf die rechtliche Seite der Alleinherrschaft, 
die uns hier vor allem beschäftigen soll, gehen alle diese Arbeiten kaum ein. 
Aber auch diese Seite ist in einzelnen Fällen richtig erfaßt worden, vgl. 
etwa über die Herrschaft der Deinomeniden eine kurze Bemerkung von 
A. Aymard, REA 50 (1948), 233; über Dionysios d. Ält. (u. S. 32ff.) zuletzt 
Stroheker, Dionysios I. (1958); über die Lygdamis-Inschrift en orlın,)) 
die u. Anm. 71 angeführten Arbeiten von Th. Reinach und H. Swoboda. 
Bedeutsam sind vor allem die Forschungen H. Berves über die griechischen 
Dymasten und Tyrannen, von deren Zusammenfassung wir wohl auch eine 
Revision des herkömmlichen Gesamtbildes vom griechischen Staat erwarten 
dürfen. — Vgl. weiter noch u. Anm. 64. 
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Hellenismus kennt — das bestreitet niemand — zwei tatsächlich 
4 nicht minder als rechtlich und der Idee nach grundverschiedene, 
geradezu entgegengesetzte Formen staatlicher Ordnung. Auf der 
einen Seite stehen die Gemeinden (röreız, &9vn, xo.v«) ; die Zugehörig- 
keit zu ihnen bestimmt sich nach dem Bürgerrecht, ihre Organe 
handeln im Auftrag oder doch in Namen der gesamten Bürgerschaft. 
Auf der anderen Seite stehen die Könige, aber auch kleinere Herren, 
die man als dvv&orcı zusammenzufassen pflegt. Sie sind nicht, oder 
doch nicht durchwegs, Repräsentanten oder bevollmächtigte 
Willensträger eines, unabhängig von ihrer Person, durch Beziehung 
auf ein bestimmtes Land oder Volk definierten Staates (wie die 
Monarchen neuerer Zeit). Eine Stellung dieser Art nahmen unter 
den hellenistischen Herrschern sicher die Könige der Makedonen 
und Molosser, vielleicht auch andere ein; übrigens ging wohl keiner 
in der Volksgemeinde, die er vertrat, ganz auf, er nahm vielmehr 
neben ihr, und unabhängig von ihr, eine ganz persönliche Stellung 
in Anspruch ?®. Andere Machthaber, die keine Gemeinde neben sich 
hatten, als deren Amtskönige sie sich hätten geben können, mußten 
‘ sich überhaupt mit dieser rein persönlichen Stellung begnügen: 
ihr Herrschaftsgebiet konnte nicht anders geordnet, auch begriff- 
lich nicht anders gefaßt werden als durch Bezug auf die Person des 
Herrschers, in der allein die tatsächliche, ideelle und rechtliche 
Einheit des Ganzen begründet war *. 

In den hellenistischen Königreichen und Dynastenherrschaften 
wird also alles in gleicher Weise auf die Person des Herrschers zu- 
rückgeführt, wie in den Gemeinden auf die — durch das gemein- 
same Bürgerrecht umschriebene — Gesamtheit ihrer Angehörigen: 
man kann sich kaum einen schärferen begrifflichen Gegensatz 


3 Hier werden wir zum ersten Mal darauf aufmerksam, daß Gemeinde 
und Herrschaft wohl Gegensätze, aber nicht unvereinbare Gegensätze sind; 
beide können sich miteinander in mannigfaltiger Weise verbinden, vgl. u. 
S. 12ff. — Zur Stellung dermakedonischen und molossischen Königeu. 8. 19ff. 

* Zum hellenistischen Königtum vgl. etwa J. Kaerst, Studien zur Ent- 
wicklung und theoretischen Begründung der Monarchie im Altertum (1898), 
57ff.; E. Bikerman, Institutions des Seleucides (1938), 3ff.; A. Aymard, 
REA 50 (1948), 232ff.; 52 (1950), I1l9ff.; V. Ehrenberg, Der Staat der 
Griechen II (1958), 18ff. — Dagegen verficht Ch. Edson, CP 53 (1958), 
153ff. die Ansicht, daß die Seleukiden offiziell ‚Könige der Makedonen‘, 
ihr Reich der Idee nach der Staat der Makedonen war. Selbst wenn diese 
(ausschließlich auf literarische Belege gestützte) Ansicht richtig sein sollte, 
würde sie die herrschende (im Text vorgetragene) Auffassung nur für das 
Seleukidenreich, nicht auch für die anderen Reiche modifizieren. 
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denken. Auf der einen Seite stehen Personenverbände, auf der 
anderen Einzelpersonen mit allem, was ihnen, dem Rechte oder 
der. Sache nach, wie ein riesiges Besitztum zugehört: Länder und 
Untertanen, Güter und Rechte aller Art. Die amtliche Sprache 
der Zeit bringt diesen Gegensatz unbefangen und ungebrochen zum 
Ausdruck: wo es darum geht, die politischen Gebilde des einen 
und des anderen Typus namentlich zu bezeichnen (etwa in zwischen- 
staatlichen Verträgen), da steht für die Gemeinden, wie in klassi- 
scher Zeit, der Plural des Ethnikons (oi ’Admvatoı, oi AitwXot), 
für die Königreiche und dynastischen Herrschaften aber einfach 
der Name des Herrschers 5; daran knüpft sich dann fallweise der 
Hinweis auf seine ‚Nachkommen‘ oder ‚Vorfahren‘, je nachdem, ob 
der Blick in die Zukunft oder in die Vergangenheit gerichtet ist: 
gemeint sind natürlich die Nachfolger bzw. die Vorgänger des 
regierenden Herrschers, gemeint ist, wenn wir unsere eigene ab- 
straktere Auffassung hineintragen wollen, der Staat selbst, der das 
Leben des einzelnen Herrschers überdauert $. Aber für diese Aus- 
drucksweise (und für die Auffassung, die dahinter steht) ist eben 
gerade das bezeichnend, daß man nicht einen überpersönlichen 
Staat nennt, sondern bestimmte Personen, die man als letzte Träger 
aller inner- und zwischenstaatlichen Rechte ansieht: in den Gemein- 
den ist das die Gesamtheit der Bürger, in den Herrschaften der 
Herrscher allein. Man kann den Gegensatz beider Staatstypen noch 
etwas anders formulieren, wenn man nach dem Rechtsgrund fragt, 
der sie letzten Endes zusammenhält: das ist auf der einen Seite 
das Bürgerrecht der Gemeindeangehörigen, auf der anderen das 


5 In der Regel mit dem Königstitel, der in hellenistischer Zeit wie ein 
Teil des Namens behandelt wird, siehe A. Aymard, REA 50 (1948), 240ff. 

® Die Gegensätzlichkeit der Bezeichnungsweise tritt am deutlichsten 
naturgemäß dann hervor, wenn Herrscher und Gemeinden miteinander in 
ein Vertragsverhältnis treten. Vgl. etwa Syll.? 627: &ri roiode ovv&devro 
au piMav xal aupoaxlav &unurolg re xal Erybvorg eis dnavra ov yp6vov Baoırebs 
Eöu£vnsral Konrauov Toprbvior, Kyaoroı, Datorıoı arA.; datiert wird (Z. S£f.) 
&s ucv [Baloireds Eduevng &yer .... ös 88 Konraels 2.2... Vgl. weiter 
die Paraphrase, die Polybios XXV 2, 12 vom Vertrag zwischen Pharnakes 
und seinen Gegnern gibt: repıANpPINoav BE raic auvdhnaus To v MEV KAT& NV 
"Aotav duvaoräv ’Apraklas 6 hs nielorng "Apuevias dpyov nal ’AxovotAoyog, 
Toy de xark nv Eöpanmv Tararog 6 Zapudens, av 8 AXOTO VOUODHEY@V 
“Hpandeöreı, Meomußpıavot, Xeppovnoitau, adv d& Tobrouc Kucıxnvol; oder die 
Aufzählung der adscripti beim Frieden von Phoinike, Liv. XXIX 12, 14: 
Prusia Bithyniae rex, Achaei, Boeoti, Thessali, Acarnanes, Epirotae ... 
Ilienses, Attalus rex, Pleuratus, Nabis Lacedaemoniorum tyrannus, Blei, 
Messenii, Athenienses. 
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] Herrschaftsrecht (oder vielleicht der Inbegriff verschiedener 


Herrschaftsrechte) einer Person. 

Es ist leicht zu sehen, daß der Gegensatz dieser beiden Grund- 
formen nicht als eine Besonderheit der hellenistischen Zeit gelten 
kann, daß er vielmehr die menschliche Staatsbildung, überhaupt 
‚ die menschliche Gemeinschaftsbildung ganz allgemein durchzieht. 
Am schärfsten hat ihn vor bald einem Jahrhundert ein Meister 
der deutschen Rechtsgeschichte, Otto Gierke, herausgearbeitet. 
Er stellt dem, was er ‚Genossenschaft‘ nennt (wir bleiben, für den 
politischen Bereich, bei dem in der Altertumswissenschaft her- 
kömmlichen 'Terminus ‚Gemeinde‘), den herrschaftlichen Verband 
als „‚die entgegengesetzte Form menschlicher Vereinigung‘ ent- 
gegen. ‚Es ist dies in seiner reinen Gestalt diejenige Gemeinschaft, 
in welcher einer das ist, was in der Genossenschaft alle sind. Einer — 
und dieser eine nicht als Träger einer abstrakten Idee, sondern als 
sinnlich lebendige Persönlichkeit — ist der Herr und stellt in sich 
die gesamte rechtliche Einheit des Verbandes dar. Er erscheint als 
das Prius, nur durch ihn und in ihm ist die Vielheit verbunden. 
Friede, Recht und Gewalt in der Gemeinschaft gehen von ihm aus; 
sein Wille, seine Vollmacht, seine Anordnung, seine Entscheidung 
gelten da, wo in der Genossenschaft Gesamtwille, Wahl, Küre und 
Urtelsfindung gelten; er allein repräsentiert den Verband als solchen 
nach innen und außen; und auch in vermögensrechtlicher Bezie- 
hung ist das sein Einheitsrecht, was in der Genossenschaft Gesamt- 
recht zu sein pflegt‘ ”. Gierke hat diese Sätze gewiß vor allem im 
Hinblick auf das deutsche Mittelalter geprägt, aber er selbst 
spricht ihnen ausdrücklich allgemeinere Gültigkeit zu, und in der 
Tat sind hier zwei Grundformen des Staates ganz allgemein in 
ihrem Gegensatz erfaßt. Dieser Gegensatz tritt freilich nur solange 
in voller Schärfe hervor, als man den abstrakten Stautsbegriff noch 
nicht kennt, der es späteren Zeiten ermöglicht, auf eine rein ideelle 


? O. Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht I (1868), 89; vgl. auch 
ebd., S. 12; II (1873), 43. Aus neuerer Zeit vgl. etwaK. S. Bader, Der deutsche 
Südwesten in seiner territorialstaatlichen Entwicklung (1950), 92f.; W. 
Schlesinger, HZ 176 (1953), 225. — Es wird vielleicht Mißverständnisse 
vermeiden helfen, wenn ich bemerke, daß die vorliegende Arbeit in den 
wesentlichen Punkten bereits konzipiert war, als ich auf Gierkes Werk stieß 
und in seiner Begriffsbildung eine willkommene Bestätigung und vielleicht 
auch Klärung meiner eigenen fand; insbesondere war auch die Rezen- 
sion von Ehrenbergs Staat der Griechen, in denen ich meine Anschauungen 
zuerst niedergelegt habe (Anzeiger für die Altertumswissenschaft 12, 1959, 
37£.), damals bereits geschrieben. 
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Größe, eben den ‚Staat‘, zu beziehen, was die ältere Auffassung 
bestimmten lebendigen Personen zurechnen muß. Diese ältere 
Auffassung kennt den unpersönlichen, hoch über allen Menschen, 
Regierenden und Regierten, schwebenden Staat noch nicht, an 
seiner Stelle sieht sie denjenigen oder diejenigen Menschen, bei 
denen die Gewalt und die Entscheidung — letzten Endes und 
grundsätzlich — liegen: den einen oder die Gesamtheit der Bürger. 
Eben diesen einen oder diese Gesamtheit nennt dann auch — wie 
wir das für die hellenistische Zeit schon festgestellt haben — die 
amtliche Sprache verschiedener Zeiten und Völker, wo es darum 
geht, letzte Träger politischer Rechte oder — anders ausgedrückt — 
die selbständigen Träger politischer Macht nach innen wie nach 
außen, insbesondere auch im völkerrechtlichen Verkehr zu be- 
zeichnen: im Sinne der jüngeren Auffassung wäre hier überall der 
Staat anzuführen ®. 

Wir sind mit den letzten Betrachtungen, fast unversehens, 
dazu übergegangen, uns die allgemeinen Begriffe anzueignen, mit 
denen wir im folgenden arbeiten müssen. Ehe wir uns wieder 
konkreteren Gegenständen zuwenden, müssen wir bei diesen ab- 
strakten Vorfragen noch einen Augenblick verweilen. Es gilt noch 
kurz den Begriff der Herrschaft zu klären, den wir weiterhin an- 
wenden müssen; vor allem ein Mißverständnis auszuschließen, 
zu dem der Name der Herrschaft leicht verführt. Wir dürfen uns 
nämlich die Herrschaft nicht als einseitige Berechtigung und nicht 
notwendig unbeschränkt denken. Den Rechten des Herrschers 
entsprechen, das liegt in der Natur der Dinge, seine Pflichten °. 
Auf die Länge gehorchen ihm seine Untertanen ja doch nur, weil 
sie auf seinen Schutz und seine Fürsorge hoffen, und selbst wenn 
wir von dieser — immerhin grundlegenden — Tatsache absehen, 
gebietet ihm doch sein eigenes wohlverstandenes Interesse, seine 
Untertanen, von denen er bewaffnete Unterstützung oder materielle 
Leistungen aller Art erwartet, auch in den Stand zu setzen, diese 
Erwartungen zu erfüllen. Liegt nun eine gewisse Beschränkung des 
Herrschers schon darin, daß seine Gewalt letzten Endes an die 
Erfüllung seiner Pflichten gebunden ist, so kann die Herrschaft 
noch viel weitergehend beschränkt sein, ohne doch aufzuhören, 
Herrschaft zu sein, Herrschaft wenigstens in dem formalen Sinn, 


® Beispiele aus dem deutschen Mittelalter bei Gierke a. O. II 727102, 
ferner etwa in der „Amtlichen Sammlung der älteren eidgenössischen Ab- 
schiede“ I (1839), S. Vu. IX. XI. XX. XLVIff. 

® Vgl. Gierke a. 0.1564; II 438. 474; Bader a. O. 92. 


13 


‚% den wir im Auge haben. Sie kann zunächst zwischen mehreren 

| Inhabern geteilt sein — mit oder ohne Scheidung der Kompe- 
tenzen. Darin liegt auch schon, daß die Zuständigkeit des Herrn 
beschränkt sein kann; beschränkt durch einen Mitinhaber, be- 
schränkt aber auch durch gewisse ‚Freiheiten‘ seiner Untertanen, 
über die er sich nicht hinwegsetzen darf. Er ist dann gezwungen, wo 
immer seine Maßnahmen diese Freiheiten berühren, die Zustimmung 
seiner Untertanen oder ihrer Vertreter einzuholen: die bedeutsame- 
ren Entscheidungen kommen dann nur durch eine Einigung des 
Herrn mit der ‚unter‘ oder eher ‚neben‘ ihm stehenden Gemeinde 
zustande. Dieses dualistische System kennen wir zunächst aus dem 
Ständestaat unserer eigenen Geschichte; wir werden aber sehen, 
daß auch dem griechischen Altertum ähnliches nicht fremd war. 
Schließlich kann die Beschränkung der Herrschaft so weit gehen, daß 
der Herr auf ganz bestimmte, genau umschriebene Funktionen 
eingeengt ist (so daß im Zweifelsfall die Vermutung gegen seine 
Zuständigkeit spricht); dann hat er etwa nur eine höhere Gerichts- 
barkeit oder den Anspruch auf ganz bestimmte Abgaben oder 
Dienste: auch derartiges (aus unserem Mittelalter wohlbekannt) 
werden wir bei den Griechen finden 1°. So zeigt sich, daß Herr- 
schaft und Genossenschaft nicht scharf gegeneinanderstehen, 
vielmehr in der mannigfaltigsten Weise ineinandergreifen. Ein 
solches Ineinandergreifen ist aber auch dort nicht selten, wo von 
einer Beschränkung der Herrschaft im strengen Sinn nicht die 
Rede sein kann. So haben etwa die Achaimenidenkönige eine 
grundsätzlich wohl unbeschränkte (oder höchstens durch gewisse, 
von ihnen selbst, und wohl nicht allzu freigebig, verliehene Privi- 
legien beschränkte) Herrschaft über alle ihre Untertanen ausgeübt: 
das ändert nichts daran, daß sehr viele von diesen Untertanen in 
Stadt- oder Stammesgemeinden zusammengeschlossen waren, die 
zum Großteil viel älter waren als die Achaimenidenherrschaft 
selbst; und daß sie sich in diesen lokalen Gemeinden frei regierten, 
solange nicht ein — grundsätzlich durchschlagendes, in der Praxis 
gewiß nicht immer wirksames — Machtwort des Großkönigs oder 
seiner Vertreter dazwischenfuhr. Ähnlich standen auch unter den 
hellenistischen Herrschern zahlreiche griechische und nichtgriechi- 
sche Gemeinden, die den König wohl in aller Form als ihren Herrn 


10 Über Teilung und Beschränkung der Herrschaft und Mitsprache der 
Genossenschaft vgl. Gierke a. O. I 136ff. 155ff. 535ff. 564ff.; II 55. 417ff. 
470ff.; zum Ständestaat vor allem auch O. Brunner, Land und Herrschaft 
(1959), 4i3ff. 
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anerkannten !!, sich aber, solange er nicht eingriff, weitgehend 
selbständig regierten. In solchen Fällen ist die Herrschaft rechtlich 
kaum beschränkt, der Sache nach aber teilt sie die Gewalt mit 
deri Gemeinden, deren weitgehende Selbständigkeit sie duldet, 
nicht selten noch fördert. 

Wir werden auf diese Bemerkungen später zurückkommen 
müssen; fürs erste genügt uns die Feststellung, daß der Hellenis- 
mus, und nicht er allein, zwei Grundformen staatlicher Ordnung 
kennt: die Gemeinde und die Herrschaft. Sollte der Gegensatz 
dieser beiden Formen der klassischen Zeit gänzlich fremd gewesen 
sein? Man mag es aus allgemeinen Gründen bezweifeln: einen 
unmittelbaren Anhaltspunkt gewähren die Verhältnisse der helle- 
nistischen Zeit in dieser Hinsicht nicht. Denn während von den 
Gemeinden der hellenistischen Zeit viele weit in die ältere grie- 
chische Geschichte zurückgehen, läßt sich von den hellenistischen 
Herrschaften nicht das gleiche behaupten. Sie sind vielmehr, die 
großen Reiche so gut wie die kleineren Herrschaften, großenteils 
Neubildungen des ausgehenden 4. und des 3. Jahrhunderts (nicht 
wenige auch noch späterer Zeit) auf dem Boden des ehemaligen 
Achaimenidenreiches, z. T. wohl geradezu Fortsetzer und Nach- 
bildungen des achaimenidischen Königtums. Ältere griechische 
Institutionen setzen diese Herrschaften nur soweit fort, als sie sich 
vom makedonischen (und molossischen) Königtum herleiten; aber 
gerade dieses kommt in unserem Zusammenhang nicht in Betracht, 
da es seinem Ursprung nach nicht ‚Herrschaft‘, sondern ein Amt 
in der Stammesgemeinde war, mag es sich auch in gewissem Umfang, 
worauf wir noch zurückkommen, zur persönlichen Herrschaft 
verselbständigt haben. Im ganzen gesehen, kann jedenfalls die 
Herrschaft (anders als die Gemeinde) der hellenistischen Zeit nicht 
als ein Erbstück aus der klassischen Zeit gelten. 

Von der Herrschaft der hellenistischen Zeit soll also im folgen- 
den nicht weiter die Rede sein. Aber auch nach oben müssen wir 
uns bestimmte, und ziemlich enge, zeitliche Grenzen setzen. Über 
das 5. Jahrhundert reichen die Quellen, auf die wir für unsere 
Zwecke vorzugsweise angewiesen sind — die offiziellen, im authen- 
tischen Wortlaut erhaltenen Texte des Staats- und Völkerrechts —, 
kaum zurück (wenn man von den durch eine weite Kluft getrennten 
mykenischen Urkunden absieht); und jedenfalls wirft, soviel ich 


U! Auf die formelle Anerkennung der Herrschaft über die Poleis, auch 
durch Dritte, legt E. Bikerman, Rev. philol. 65 (1939), 335£f. mit Recht be- 
sonderes Gewicht. 
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sehe, keiner Licht auf das Verhältnis von Gemeinde und Herrschaft. 
Aber auch innere Gründe legen es nahe, die ältere, vorklassische 
Zeit aus unseren Betrachtungen, wenigstens für diesmal, auszu- 
schließen. Die Lehre, mit der wir uns auseinandersetzen: die 
Griechen hätten ihren Staat nur als Gemeinde, nicht auch als 
Herrschaft fassen können — diese Lehre hat nur die klassische 
Zeit, die Zeit des ausgereiften griechischen Staates, im Auge; daß 
in älterer Zeit Einzelpersonen oft genug aus dem Rahmen ihrer 
noch sehr locker und unverbindlich gefügten Gemeinden heraus- 
traten und selbstherrliche Gewalt für sich in Anspruch nahmen, 
„weiß man im allgemeinen gut genug !?, und was die ältesten uns 
faßbaren Zeiten betrifft, so ist man sogar eher geneigt, auf die 
herrschaftlichen Züge im homerischen und mykenischen Staat zu 
großes Gewicht zu legen. Hier die Herrschaft neben der Gemeinde 
nachweisen zu wollen, hieße offene Türen einrennen. 

Wir dürfen also, wie die hellenistische, so auch die ältere Zeit 
aus unseren Betrachtungen ausschließen und uns auf jenen Zeit- 
raum beschränken, der etwa durch die Perserkriege nach oben, 
durch die Unterwerfung Griechenlands unter Philipp II. nach 
unten begrenzt wird — wir haben es also mit der klassischen Zeit 
zu tun. 


2. 


Wir wollen die Frage, die wir nunmehr an die Quellen der 
klassischen Zeit zu richten haben, noch einmal ausdrücklich for- 
mulieren: Waren den Griechen jener Zeit beide Grundprinzipien 
staatlichen Lebens, Gemeinde und Herrschaft, geläufig? Eines 
wollen wir gleich bemerken: daß ihnen beide Prinzipien gleich 
geläufig gewesen wären, davon kann keine Rede sein. Es steht außer 
Zweifel, daß ihr Staatsleben und Staatsdenken von dem einen der 
beiden Prinzipien, dem der Gemeinde, beherrscht war. Es fragt 
sich nur, ob dieses eine Prinzip ausschließlich geherrscht hat, ob 
also dem klassischen Griechentum das entgegengesetzte Prinzip 
der Herrschaft gänzlich fremd war, oder ob man doch einzelne 
Staatsordnungen als ‚Herrschaften‘ zu formen, anzuerkennen oder 
wenigstens zu denken vermochte. 


12 Namentlich seit den bahnbrechenden Forschungen H. Berves, seinem 
Aufsatz ‚„Fürstliche Herren zur Zeit der Perserkriege‘, Antike 12 (1936), 
1ff. = Gestaltende Kräfte der Antike (1949), 30ff., und seinem Buch ‚Miltia- 
des“ (1937). 
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Einen Staat wenigstens kannte man, der als typische Herr- 
schaft gestaltet war: das Achaimenidenreich. Das war freilich kein 
griechischer Staat, seine Existenz kann also nicht beweisen, daß 
es in der griechischen Welt damals Herrschaften gab. Wohl aber 
hatten die Griechen mit diesem Reich so viel zu tun, und sie kannten 
es so gut, daß ihre Auffassung von der Natur dieses Reiches für, 
unseren Gegenstand nicht gleichgültig sein kann. Nun fehlt es in 
der griechischen Literatur nicht an Belegen für eine, man möchte 
sagen: volkstümliche, Anschauung, wonach dieses Reich der 
Staat des persischen Volkes war 1%; ein Staat, der freilich neben 
verhältnismäßig wenigen Angehörigen des herrschenden Volkes 
zahllose Untertanen umschloß, den man sich aber, davon abgese- 
hen, doch als eine große Gemeinde — mit einem Volkskönig an der 
Spitze — vorstellen konnte. Das Richtige traf diese Auffassung 
freilich nicht: das Riesenreich war in Wahrheit eine persönliche 
Herrschaft des Königs (nicht ‚Perserkönigs‘, sondern ‚Königs‘ 
schlechthin); ihm, nicht den Persern, waren alle Länder und Völker 
des Reiches unterworfen. Ich kann das an dieser Stelle nicht näher 
ausführen und belegen; uns kommt es hier nur darauf an, daß 
diese richtige Auffassung auch den Griechen nicht fremd geblieben 
ist, daß sie — und nur sie — insbesondere auch in offiziellen Texten 
ihren Niederschlag gefunden hat !*. So trat etwa ‚‚der König‘ als 
Vertragspartner griechischen Gemeinden, z. B. ‚den Lakedai- 
moniern‘, gegenüber ; man sprach vom „Lande des Königs“ 

13 Ich führe nur einige zufällig aufgelesene Beispiele an: Aischylos, 
Perser 584ff.; Her. I 129, 4; VII 8; 10 y 2; 50, 3; Xen. Anak. III 4, $ff.; 
Apomn. II 1, 10; Plat. Nom. 693 A; 694 A; 697 C; Isokr. VI 26; IX 37; 
IG I? 356, 34; Demetr. v. Phaleron FGrHist 228 F 39. 

14 Schon in dem berühmten Traumgesicht der Atossa, Aischylos Pers. 
181ff., erscheint es als das Ziel des Xerxes, nicht etwa die Griechen den 
Barbaren, sondern beide gleichermaßen seiner eigenen Herrschaft zu unter- 
werfen ; der Unterschied ist nur der, daß die Barbaren sich fügen, die Griechen 
nicht. Überhaupt gelten die Völker Asiens, auch die Perser selbst, den Grie- 
chen im allgemeinen als Untertanen, der Großkönig als ihr Herr; statt vieler 
Beispiele will ich nur zwei aus Xenophon anführen, Hell. IV 1, 35£.; 8, 5. 

"® Im Eingang des ersten lakedaimonisch-persischen Vertrages von 412, 
Thuk. VIII 18, 1, ist neben dem Großkönig noch der Satrap genannt, den 
der Vertrag zunächst anging: En! rolode Euunayiav Ernornoavro rpög Baoırda 
rat Tıooapepynv Auxedauuövior xal ol Eöuuayor. Im weiteren Text des Vertra- 
ges ist aber den Lakedaimoniern und ihren Bundesgenossen stets ‚der König‘ 
allein gegenübergestellt; insbesondere soll es nicht gestattet sein, den Krieg 
gegen Athen zu beenden, Av un &uportpors dorf, Bastei al Anxedaruovlorg 


xal roig Eupudxoıs. Der zweite Vertrag aus dem gleichen Jahre gibt sich 
(Thuk. VIII 37, 1) als &vv9Hxa Anxedarpoviov rat av Euuudyov TrpdG 
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(oder seiner Vorfahren) 1% oder davon, daß ein Land dem König 
gehören solle 7 — dies alles in amtlichen Texten, die allenfalls von 
persischer Seite formuliert sein mögen 18, die aber auch von den 
Griechen als rechtlich bindend angesehen, deren Formulierungen 
also von ihnen als gültige und sinnvolle Formulierungen akzeptiert 
wurden. Diese offizielle, von den Griechen geteilte Auffassung räumt 
' den Achaimenidenkönigen offenbar die gleiche Stellung ein, die 
später die hellenistischen Könige einnehmen. 

Dieselbe Stellung billigten die Griechen der klassischen Zeit 
auch anderen auswärtigen Herrschern zu. Hierher gehören zunächst 
die thrakischen, illyrischen und paionischen Könige. IG II? 126 
bietet die Fragmente eines Vertrages, den Athen 357 v. Chr. mit 
den Thrakerkönigen Berisades, Amadokos und Kersebleptes 


Baoırex Anpeiov xal robs raidas vods Baoıreos xal Tiooaptpwmv; auch hier 
stehen sich im Text des Vertrages einfach der Großkönig und die Lake- 
daimonier mit ihren Bundesgenossen gegenüber. Der dritte Vertrag (von 411) 
bezeichnet sich in der Überschrift (Thuk. VIII 58, 1) als EuvYnaau .. 
Auaxedaıuoviov xal TOv Evundayav rrpög Tıooapepvnv xal “Iepauevn al Tobg 
Dapvaxov raidas; hier ist zunächst vom Großkönig nicht die Rede, aber der 
Text beeilt sich hinzuzusetzen, daß dieser Vertrag abgeschlossen worden sei 
repl av Baoılewg npayuarwv al Aaxsdaupoviov xal av Euuudymv, „In 
Sachen des Großkönigs und der Lakedaimonier und ihrer Bundesgenossen‘“ ; 
auch hier ist im folgenden durchwegs ‚der König‘ den Lakedaimoniern und 
ihren Bundesgenossen gegenübergestellt. — Vgl. noch etwa Syll.? 142, wo 
es mit Bezug auf den Königsfrieden von 386 heißt (Z. 9ff.) [t&s oBoag ouv- 
Inxals, &s Buooev Baoıred[s] xalı "Admvaioı xal] Anxedardsvior nal ol Xol[ı 
"Erin ves]. 

16 Thuk. VIII 18, 1; 37, 2. 4f.; 58, 2ff.; auch in literarischen Texten ist 
natürlich häufig vom ‚Lande des Königs‘ die Rede, z. B. Xen. Hell. II 1, 16; 
III 1,13. 

17 Thuk. VIII 18, 1; 58, 2; besonders bemerkenswert die Bestimmung 
des ersten Vertrages, wonach sich die Lakedaimonier verpflichten, jene zu 
bekriegen, die vom König abfallen (Thuk. VIII 18, 3); darin liegt eben, daß 
sie die Herrschaft des Großkönigs nicht nur grundsätzlich anerkennen: sie 
versprechen auch, sich dafür einzusetzen. Bemerkenswert auch VIII 58, 2: 
xal nepl TiG Xapas fig &uuvrod Bouieusro Baoıeds önag Boßierat. — Vgl. ferner 
die Formulierungen des Königsfriedens von 386, Xen. Hell. V 1, 31; Diod. 
XIV 110, 3. 

18 Wahrscheinlich ist mir das im allgemeinen nicht. Immer wieder 
beobachten wir, daß es Griechen sind, die in den Verhandlungen mit dem 
Großkönig die Initiative ergreifen. Unter den lakedaimonisch-persischen 
Verträgen von 412/11 (o. Anm. 15) ist namentlich der zweite offenbar so eng 
wie möglich an das bei den Griechen übliche Vertragsschema angelehnt. Daß 
auch der Friede von 386 auf griechische (lakedaimonische) Initiative zurück- 
geht, hat F. Hampl gezeigt (Die griechischen Staatsverträge des 4. Jahr- 
hunderts v. Chr. Geb., 1938, 85ff.). 
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abgeschlossen hat. Der Eingang des Textes ist leider nicht erhalten; 
aber die weiteren Bestimmungen bringen es deutlich genug zum 
Ausdruck, daß die genannten Könige persönlich, nicht die von ihnen 
regierten Völker als Vertragspartner Athens gedacht sind; wo im 
Text auf der einen Seite von den Athenern die Rede ist, stehen 
auf der anderen Seite die Namen der drei Könige; sie sind es, die 
Tribut von gewissen Städten erhalten sollen, ihnen sollen diese 
Städte Bundesgenossenschaft halten usw. — Im Jahre 356 schließt 
Athen ein Bündnis (Syll.® 196) mit Ketriporis „dem Thraker‘‘ und 
seinen Brüdern, weiter mit Lyppeios dem Paioner und Grabos dem 
Illyrier. In dem Eidschwur, der diesen Vertrag bekräftigt (Z. 38fF.), 
verpflichten sich die Athener, dem Ketriporis und seinen Brüdern 
(die offenbar als Teilhaber an seiner Herrschaft gedacht sind) 
Bundesgenossen zu sein, mit ihnen zusammen den Krieg gegen 
Philipp 1% mit aller Macht zu führen, diesen Krieg nicht ohne 
Ketriporis und seine Brüder zu beenden, sowie ihnen bei der Wieder- 
gewinnung einiger von Philipp besetzter Ortschaften zu helfen 
(worin zugleich die Anerkennung liegt, daß sie auf die Herrschaft 
über ein bestimmtes Gebiet Anspruch haben). — Schon 431 hatte 
Athen ein Bündnis mit dem Odrysenkönig Sitalkes abgeschlossen ; 
die Urkunde ist uns nicht erhalten, aber wir haben keinen Anlaß 
daran zu zweifeln, daß Thukydides sich genau ausdrückt, wenn er 
(II 29, 4f.) von einem Bündnis mit Sitalkes (nicht mit den Odrysen) 
spricht, daß also schon dieser erste Vertrag — wie jene eben er- 
wähnten aus späterer Zeit, die uns inschriftlich erhalten sind — 
nicht mit dem Volk der Odrysen, sondern mit dem König persönlich 
abgeschlossen wurde 2°. — In diesen Zusammenhang gehört auch 
ein in die Jahre bald nach 360 zu setzender Vertrag zwischen den 
Chalkideern und dem Illyrierkönig Grabos, dessen Text uns auf 
einer leider sehr unvollständig erhaltenen Inschrift aus Olynth 
vorliegt (veröffentlicht von D. M. Robinson, TAPA 69, 1938, 45). 
Soviel läßt sich immerhin mit Sicherheit erkennen, daß auch dieser 


1% Eine Wendung wie diese verdient übrigens in unserem Zusammenhang 
einige Beachtung. Man stelle sich einmal vor, ein Archidamos hätte vom 
‚Krieg gegen Perikles‘, ein Epameinondas vom ‚Krieg gegen Agesilaos‘ 
gesprochen, und gar in einem Staatsvertrag! Man faßte Philipps Macht- 
stellung eben als eine persönliche Herrschaft auf; nicht die Makedonen, 
sondern Philipp persönlich dachte man sich als kriegführend. Ebenso spricht 
Syll.? 184, 31 vom Krieg gegen Alexandros (von Pherai). 

20 Zwei sehr fragmentarische Verträge Athens mit Seuthes und Medokos 
stehen IG II? 21f.; bemerkenswert wäre, wenn die Ergänzung richtig ist, 
die Wendung (a. O. 21, 8) [&v fı xaplaı räı Zeb[9]o. Vgl. weiter Syll.3 138. 
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Vertrag nicht die Illyrier (von denen in den erhaltenen Teilen der 
Inschrift nicht die Rede ist), sondern Grabos persönlich gegenüber 
den Chalkideern berechtigte und verpflichtete 2%, 

Auch die Beziehungen, welche griechische Gemeinden im 5. und 
' 4. Jahrhundert mit den makedonischen und molossischen Königen 
anknüpften, mögen an dieser Stelle (also bei der Besprechung des 
' Verhältnisses der Griechen zu nichtgriechischen Herrschern) zur 
Sprache kommen; denn wie immer man in der Frage nach dem 
' Griechentum dieser Völkerschaften denken mag, den Griechen jener 
Zeit galten sie wohl als Fremde, und wir dürfen darum die Möglich- 
‘keit nicht von vorneherein ausschließen, daß die Griechen zu diesen 
Herrschern in Rechtsverhältnisse traten, die zwischen zwei griechi- 
schen (bzw. als griechisch anerkannten) Mächten undenkbar gewe- 
sen wären. (Später werden uns dann übrigens andere Belege lehren, 
daß Beziehungen dieser Art auch zwischen Griechen möglich waren.) 

Dem sog. Zweiten Attischen Seebund trat im Jahre 375 
Alketas bei, der König der Molosser (vgl. auch Diod. XV 36, 5). 
Sein Name, sowie der seines Sohnes Neoptolemos (der an seinem 
Königtum offenbar irgendwie teilhatte 2?) wurden in der Liste der 
Mitglieder des Bundes verzeichnet (Syll.? 147, Z. 109£.). Nicht die 
Molosser also traten in das Vertragsverhältnis zu Athen und den 
anderen Bündnern, sondern Alketas und Neoptolemos persönlich 2°. 


21 Entscheidend sind die Zeilen 4ff., deren Wortlaut schon Robinson bis 
auf kleine Lücken sicher hergestellt hat: &#v] ’rıg Inı Ent I'paßov 9) Ent 
[mv xatenv mv Tpdaßo nr —— — — — — — — ] "Bondetv Xaidxıdeas ravel 
oIE8[veı nark Tb Suvaröv. edv SE rıs (so Robinson; besser wohl xat E&v rıc)] 
Hnı Ent XKomıdeas H Ent nv xallonv my Krudenv —— — — — ] Y"Bondeiv 
TpaBßov Xorxıdedcı Y?[navri odEver xark tö duval!®töv. Am Ende von Z. 10 
ergänzt Robinson «drix«, das jedoch keineswegs als gesichert gelten darf; 
Z. 6 ergänzt er xai ’DAupıäv: diese Ergänzung würde uns zwingen, unsere 
Formulierung im Text etwas zu modifizieren, steht aber, soviel ich sehe, ohne 
Parallelen da. Ganz unmöglich scheint mir Robinsons Ergänzung der Über- 
schrift (Z. 2ff.): [ovpnaxlin Kadrxıdeicı ?xat rar "DAvpöv Baoı]tiel xat 
ali ovv9HYxau]; hier bieten nicht nur die drei letzten Worte Anstoß, sondern 
es würde vor allem auch der Name des Vertragspartners fehlen. 

22 Vgl. P. R. Franke, Alt-Epirus und das Königtum der Molosser 
(1955), 72. 

23 An eine Ungenauigkeit der Aufzeichnung darf man hier nicht denken. 
Flüchtigkeit und Bequemlichkeit der Schreiber hätten dazu führen können, 
statt der zwei in der langen Liste der Ethnika sehr auffälligen Personen- 
namen einfach MoAorrot zu schreiben, nicht umgekehrt: die Abweichung 
vom Gewohnten muß ihren guten Grund gehabt haben. — Wir werden 
später (u. S. 45) Gelegenheit haben, die grundsätzliche Bedeutung der Tat- 
sache zu würdigen, daß dem zweiten (wie auch dem ersten) attischen Seebund 


23*# 
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Das ist insofern sehr auffällig, als die Molosser ohne Zweifel eine 
Gemeinde im Rechtssinne bildeten. Sie besaßen, auch abgesehen 
vom König, ihre Magistrate und konnten in ordentlichen Versamm- 
lungen das Bürgerrecht verleihen. Die Könige waren in ihren 
Kompetenzen stark eingeschränkt (Aristot. Pol. V 1313 a); ihr 
Verhältnis zum Volk war durch das Herkommen festgelegt, und 
König und Volk pflegten einander den Eid zu leisten, dieses Her- 
kommen nicht zu verletzen (Plut. Pyrrhos 5, 5) ?*. Man fragt sich, 
warum Athen unter diesen Umständen nicht mit der Gemeinde der 
Molosser abgeschlossen hat 2°. Die Antwort kann kaum anders 
lauten, als daß beim Abschluß des Vertrages bewußt nur die per- 
sönliche Berechtigung und Verpflichtung des Königs ins Auge 
gefaßt war, sei es, daß man mehr, nämlich die Bindung auch der 
Gemeinde, nicht erreichen konnte 2%, sei es, daß der König den 
Schutz Athens für sich selbst haben wollte, etwa für seine persön- 
lichen Herrschaften außerhalb des Stammesgebietes, oder auch 
gegen andere Thronbewerber, oder schließlich gegen die Molosser 
selbst. Wie dem auch sei, daß auch hier nicht eine Gemeinde, sondern 
ein Herrscher vertraglich berechtigt und verpflichtet wurde, steht 
außer Zweifel. — Um 342 haben die Athener den aus seinem Land 
vertriebenen Molosserkönig Arybbas durch Volksbeschluß geehrt 
(Syll.3 228). Dieser Beschluß trifft nicht nur Vorkehrungen für die 


nicht nur Gemeinden, sondern auch einzelne Herrscher als Mitglieder ange- 
hören konnten. 

24 Daß es eine organisierte und rechtsfähige Gemeinde der Molosser 
schon um 375 gab, kann nicht gut bezweifelt werden. Der derzeit, soviel ich 
sehe, älteste inschriftliche Beleg, SEG XV 384, stammt aus der Zeit der 
Alleinherrschaft Neoptolemos’ I., ist also nur wenige Jahre jünger. Angaben 
der literarischen Überlieferung führen uns, wenn auch nicht mit der gleichen 
Sicherheit, weiter zurück: Aristot. Pol. V 1313 a, Iust. XVII 3, 12 und das 
indirekte Zeugnis des Thukydides (II 80, 5) über die Verhältnisse bei den 
nächsten Nachbarn der Molosser. — Zur Stellung der molossischen Könige 
Franke a. O. 68ff.; P. Lövöque, Pyrrhos (1957), 211ff. — Über wechselseitige 
Eide zwischen dem Herrn und der Genossenschaft vgl. im allgemeinen Gierke, 
Genossenschaftsrecht II 436f£. 

25 Wir haben keinen Grund, daran zu zweifeln, daß die Gemeinde der 
Molosser grundsätzlich fähig war, einen Vertrag einzugehen. Jedenfalls 
konnten die Molosser, anscheinend noch im 4. Jahrhundert, der sizilischen 
Gemeinde Akragas die Proxenie verleihen (Syll.® 942); die Pflege der aus- 
wärtigen Beziehungen war also nicht etwa dem König allein vorbehalten. 

’” Es wäre z. B. denkbar, daß die Befragung der Stammesgemeinde 
Zeit erfordert hätte, die nicht zur Verfügung stand; denkbar aber auch, daß 
die Stammesversammlung auf eine derart weitreichende Bindung sich nicht 
einlassen wollte. 
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% persönliche Sicherheit des landflüchtigen Herrschers, sondern 
weist auch die Strategen an, dafür zu sorgen, „daß Arybbas und 
seine Söhne die von den Vätern ererbte Herrschaft wiedererlangen“ 
(Z. 42ff.). In diesem Fall kam eine vertragliche Bindung mit der 
Gemeinde naturgemäß nicht in Frage; von einer vertraglichen 
Bindung wird ja überhaupt abgesehen; aber deutlich genug tritt 
es hervor, daß Athen die Herrschaft des Arybbas als etwas rechtlich, 
und zwar nach Erbrecht, Gegebenes anerkennt und gewillt ist, sich 
dafür einzusetzen. 

Alle aus klassischer Zeit auf uns gekommenen Verträge grie- 
 ehischer Staaten mit Makedonien geben sich als Verträge mit dem 
jeweils regierenden König persönlich, nicht mit den Makedonen. 
So bezeichnet sich — um ein Beispiel herauszugreifen 2”? — eine 
olynthische Inschrift des beginnenden 4. Jahrhunderts (Syll.3 135) 
schon in der Überschrift als „Vertrag mit Amyntas, dem Sohn des 
Errhidaios‘‘. Der Vertragstext selbst beginnt dann mit den Worten: 
„Vertrag zwischen Amyntas, dem Sohn des Errhidaios, und den 
Chalkideern: Sie sollen einander Bundesgenossen sein gegen alle 
Menschen auf 50 Jahre. Wenn jemand gegen Amyntas in sein Land 
zieht zum Krieg oder gegen die Chalkideer, dann sollen die Chalki- 
deer dem Amyntas [und Amyntas den Chalkideern zu Hilfe 
kommen ...]* Z. 18ff. wird bestimmt, daß weder Amyntas noch 
die Chalkideer ein Sonderabkommen mit bestimmten Nachbar- 
städten eingehen sollen: in diesen Worten liegt, daß auch Verträge 
mit andern Städten nicht Verträge der Makedonen, sondern Verträge 
des Amyntas sein würden. — Die Makedonenkönige wurden also 
im völkerrechtlichen Verkehr — wenigstens wenn der äußeren 
Form zu trauen ist 3 — persönlich berechtigt und verpflichtet, 


2? Andere inschriftliche Beispiele: SEG X 86 (mit XII 16); Syll.? 157; 
Tod 158; vgl. noch Syll.? 75, 16ff. — Literarische Erwähnungen: Thuk. I 
61,3; V 80, 2; 83, 4; Diod. XV 60, 2; 67, 4; Plut. Pelop. 27, 3; Aischines II 29; 
Demosth. XIX 62f.; dazu die Zeugnisse zum Frieden des Philokrates, 
zusammengestellt bei Scala, Staatsvertr. S. 206ff. — Vgl. [Herodes] repi 
roiıreiag 24 und Aischines II 32, dazu F. Hampl, Die griech. Staatsvertr. d. 
4. Jhs. v. Chr. Geb. (1938), 137. — Von der höchstpersönlichen Stellung, 
die Philipp II. dann auch in der delphischen Amphiktyonie und im allge- 
meinen Frieden von 338 einnahm, wollen wir hier nicht weiter sprechen, da 
man sie bereits als Zeugnisse der für die hellenistische Zeit charakteristischen 
(und von der älteren angeblich grundsätzlich abweichenden) Einstellung der 
Griechen zum Königtum ansehen könnte. 

28 Man könnte uns vielleicht — und nicht nur in diesem Fall — eine 
gewisse Überschätzung der Form zum Vorwurf machen. Aber für die Griechen 
des 4. Jahrhunderts waren die protokollarischen Formen ihrer Verträge, wie 
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sie erschienen wenigstens nach außen als Träger einer auf ihre 
Person bezogenen, mit ihrem Namen bezeichneten ‚Herrschaft‘ 
im: Sinne Gierkes (o. $. 11). Auch hier aber, wie bei den Königen 
der Molosser, stellt sich die Frage, wieweit sich das mit der Tatsache 
vereinbaren läßt, daß die Könige der Makedonen ?° sowenig wie 
die der Molosser ihr Volk unbeschränkt regierten: einige grund- 
sätzlich hochbedeutsame Rechte waren der Gesamtheit der Stammes- 
angehörigen, ‚den Makedonen‘, vorbehalten, verkörpert in der 
Heeresversammlung ?°, Es gab also ein begrifflich ohne Bezug auf 
die Person des Königs faßbares Gemeinwesen der Makedonen ®, 
Dieses Gemeinwesen hatte freilich, wenigstens im 4. Jahrhundert, 
allem Anschein nach nur ein Organ °2: eben den König; und darum 
wäre es denkbar, daß der König für die Gemeinde handelte, daß 
also auch — worauf es in unserem Zusammenhang ankommt — 
die Verträge, die er einging, als Verträge der Makedonen gemeint 
waren 3; diese Vermutung liegt umso näher, als die Heeresversamm- 
lung selbst allem Anschein nach nie Verträge abschloß ®*. Ist diese 
Deutung richtig, dann hätten in solchen Fällen die griechischen 
Diplomaten ein ihnen sehr geläufiges Rechtsgeschäft (einen Vertrag 
zwischen zwei Gemeinden) hinter einer immerhin weniger geläufigen 
Form (der des Vertrages zwischen einer Gemeinde und einer Person) 
verborgen; das wäre in unserem Zusammenhang schon bemerkens- 
wert genug, insofern es eben von einer gewissen Vertrautheit auch 
mit dieser Form Zeugnis geben würde. Indessen fragt es sich doch, 
warum sie nicht den Inhalt in die ihm gemäße, ihnen zudem ver- 
trautere Form hätten gießen sollen ®: Warum hätte man — um 
bei unserem Beispiel, Syll.? 135, zu bleiben — nicht einfach schreiben 


M. Sordi, La lega tessala (1958), 175 mit Recht bemerkt, gewiß nichts 
Gleichgültiges. 

22 Zu diesem Titel A. Aymard, RIDA 4 (1950), 61ff. 

80 Vgl. die besonnenen Ausführungen Aymards, REA 52 (1950), 115ff. 

31 Aymard a. O. 122. 

32 Abgesehen natürlich von der Versammlung der Makedonen selbst, 
die man aber wohl als das Gemeinwesen selbst, nicht als ein Organ des 
Gemeinwesens ansprechen muß. 

33 Siehe u. Anm. 40. 

°F. Hampl, Der König der Makedonen (Diss. Leipzig 1934), 20f. 

3 Ich setze voraus, daß es in erster Linie die Griechen, nicht ihre 
makedonischen Vertragspartner waren, die den Verträgen ihre äußere Form 
gaben. Vorbildlichkeit des griechischen Kanzleigebrauchs im allgemeinen 
und Vertragsentwürfe von griechischer Hand im besonderen werden jeden- 
falls für jene älteren Verträge anzunehmen sein, die dann für die Formulie- 
rung der späteren Verträge das Muster abgeben konnten. 
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sollen: ovvYixaı Maxedöcı aa Xarxıdeücı? Warum schrieb man 


| 


© statt dessen: ouvdhxau ’Anbvrau or ’Eppıdalov xal Koarxıdedcı ? Oder, 
wenn man schon als Vertragschließenden den nennen wollte, der 
den Vertrag tatsächlich nicht nur ausgehandelt hatte, sondern auch 
ratifizieren sollte ®, warum fuhr man dann nicht wenigstens fort: 
© „Makedonen und Chalkideer sollen einander Bundesgenossen sein 
gegen alle Menschen auf 50 Jahre. Wenn jemand gegen die Make- 
donen zum Krieg ins Land zieht oder gegen die Chalkideer, dann 
sollen die Chalkideer den Makedonen und die Makedonen den 
Chalkideern zu Hilfe kommen ...... “? Im Text der Urkunde 
ist aber hier, wie wir bereits gesehen haben, überall Amyntas, 
nirgends die Makedonen genannt ?®’: das zeigt deutlich genug, 


36 Übrigens hätte man, wenn man schon mit der Gemeinde nicht direkt 
abschließen konnte, doch den König veranlassen können, sich im Namen 
der Gemeinde zu binden; oder man hätte zwar formell mit dem König, 
aber doch ‚‚in Sachen der Makedonen‘ abschließen können, wie die persischen 
Großen im Jahre 411 mit den Lakedaimoniern ‚in Sachen des Großkönigs“ 
abschlossen (Thuk. VIII 58, 1, siehe oben Anm. 15); vgl. weiter Syll.? 173, 18. 

37 Wohl ist im Vertragstext auch einmal von Makedonien und von den 
Makedonen die Rede, nämlich dort, wo die Ausfuhr erlaubt wird (17ff.) 
xl Korxıdedcı Exy Moaxedoving xal Maxedöcıv Ex Kodxıdewv. Daß die Make- 
donen als diejenigen genannt werden, die zur Ausfuhr aus dem chalkidischen 
Gebiet berechtigt sind, ist nicht schwer zu verstehen: es wäre Amyntas 
schlecht gedient gewesen, wenn nur ihm selbst die Ausfuhr gestattet worden 
wäre, während sie auf der anderen Seite aus seinem eigenen Gebiet natürlich 
jedem chalkidischen Bürger freistehen mußte. Aber wir verstehen auch, daß 
das Gebiet, aus dem den Chalkideern die Ausfuhr freistehen soll, kurz als 
‚Makedonien‘ bezeichnet wird: der Ausdruck ergab sich fast zwangsläufig 
aus der Parallelität zu der folgenden Wendung xal Maxeddorv Er Kadxıdewv. — 
Man hat Anstoß daran genommen, daß Amyntas in einem Vertrag, den er 
nach dem Wortlaut des Vertragstextes nicht im Namen der Makedonen, 
sondern in seinem eigenen Namen abgeschlossen hat, die Ausfuhr aus Make- 
donien gestattet; und man hat daraus schließen wollen, Arnyntas habe den 
Vertrag eben doch im Namen seines Volkes geschlossen (A. Momigliano, 
Athenaeum N. S. 13, 1935, 5; vgl. dazu Hampl, Staatsverträge 137 und unten 
Anm. 40). Doch lag es wohl tatsächlich wie rechtlich beim König, die Aus- 
fuhrgenehmigung zu erteilen oder zu verweigern, eine Mitwirkung der Make- 
donen war dabei schwerlich erforderlich. Man muß ja keineswegs annehmen, 
daß sich Amyntas in einem Vertrag, den er für seine Person abschloß, nur 
im Hinblick auf jene Befugnisse binden wollte und konnte, die ihm nicht in 
seiner Eigenschaft als König der Makedonen, sondern ganz persönlich zu- 
kamen. Es gehört zu den wesentlichen Zügen herrschaftlicher Ordnung, daß 
Befugnisse verschiedenster Herkunft gleichermaßen auf die Person des 
Befugten bezogen werden, so daß also zwischen der Person und der amtlichen 
Stellung nicht streng geschieden wird (vgl. Gierke, Genossenschaftsrecht 
II 43£.). 
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daß der Vertrag ihm selbst (nur mittelbar auch seinem Volke ®®) 
zugute kommen, aber auch ihn selbst (nur mittelbar auch sein 
Volk) binden sollte 3%. Auch hier (und wohl in allen entsprechenden, 
o. Anm. 27 angeführten Verträgen) haben wir einen Vertrag vor 
uns, durch den eine griechische Gemeinde einem auswärtigen 
Machthaber Rechte zubilligte und Pflichten auferlegte, Rechte und 
Pflichten, die an seiner Person haften sollten; um die Stellung, die 
er selbst seinem Volk gegenüber einnahm, kümmerte man sich 
dabei weiter nicht ®. 


38 Vgl. die vorige Anmerkung. 

3? Nehmen wir einmal an, gegen Amyntas wäre ein Thronbewerber 
aufgetreten, der einen Teil des Landes in seine Hand gebracht und die Aner- 
kennung der Heeresversammlung erlangt hätte: so hätte doch der Vertrag 
mit den Chalkideern, wenn wir seinem Wortlaut trauen wollen (und das 
müssen wir bis zum Beweis des Gegenteils wohl tun), weiterhin für Amyntas, 
nicht für denjenigen gegolten, den die Makedonen als ihren Herrscher aner- 
kannten. — Umgekehrt kam es vor, daß auswärtige Mächte Bündnisse mit 
Teil- und Gegenkönigen schlossen, vgl. etwa Thuk. I 57, 3. — Anders liegen 
die Dinge im 3. Jahrhundert: in dieser Zeit wurden die Makedonen ganz 
allgemein in offiziellen Texten nicht selten neben dem König genannt (Ay- 
mard, RIDA 4, 1950, 75ff.) und im besonderen, wenigstens in bestimmten 
Fällen, auch in die Verträge, die der König abschloß, ausdrücklich einbe- 
zogen (IC II Eleutherna 20; III Hierapytna 1 a; Polyb. VII 9). 

“ Vgl. Hampl, Der König der Makedonen, 57ff. — W. S. Ferguson, 
Gnomon 11 (1935), 519, wendet ein, daß in bestimmten Fällen (SEG XII 16, 
52f.; Tod 158, 4) außer dem König noch andere Makedonen den Vertrag 
beschwören; daraus folge, daß der König eben für die Makedonen abschließe, 
daß also die Verträge des Königs in Wahrheit Verträge der Makedonen seien; 
ähnlich Momigliano a. O. 3ff. Ich hoffe im Text gezeigt zu haben, daß diese 
Deutung der Verträge sich mit ihrem Wortlaut nicht vereinbaren läßt. Was 
im besonderen Fergusons Einwand betrifft, so brauchen wir nur auf den 
Vertrag Athens mit Dionysios d. Ält. hinzuweisen, den wir u. $. 32f. aus- 
führlich besprechen werden. Diesen Vertrag beschwören syrakusanische 
Magistrate, und dennoch kann er auf keinen Fall zu einem Vertrag der 
Polis Syrakus umgedeutet werden; einer solchen Umdeutung stehen ja nicht 
nur die Eingangsworte entgegen, die eben Dionysios und seine Nachkommen, 
nicht die Syrakusaner nennen, sondern auch die Vertragsbestimmungen 
selbst, die nicht die Interessen der Polis Syrakus, sondern ausdrücklich die 
des Dionysios schützen wollen. Es muß also wohl dabei bleiben, daß die 
Makedonenkönige ihre Verträge im eigenen Namen, nicht in dem der Make- 
donen abgeschlossen haben; daraus (und nicht daraus allein) ergibt sich 
eben, daß das Königtum der Makedonen, obgleich von Haus aus wohl das 
Amtskönigtum des makedonischen Stammes, sich bereits weitgehend zur 
Herrschaft verselbständigt hatte; vgl. dazu die anregenden Bemerkungen 


Momiglianos, a. O. 6ff., und im allgemeinen zu Vorgängen dieser Art Gierke 
I 101f.; IL 54f. 490ff. 
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Von einer ähnlichen Einstellung zeugt eine athenische In- 
schrift aus der Zeit um 370 zu Ehren Stratons, des „Königs der 
Sidonier‘‘ (Syll.? 185). Daß Straton, wie es heißt, sich den Athenern 


@ hilfreich erwiesen hat, daß er und seine Nachkommen athenische 


Proxenoi sein sollen, daß ihm die Erfüllung der Wünsche verheißen 
wird, die er etwa äußern könnte, das alles hebt ihn kaum über die 
Ebene der privaten ‚Wohltäter‘ Athens; auch daß er durch den 
Austausch von obußor«x in ein Gastverhältnis zu Athen tritt, läßt 
ihn nicht eigentlich als den Träger einer Staatsgewalt auf gleichem 
Fuß mit dem athenischen Staat erscheinen. Wenn wir dann aber 
(Z. 21ff.) hören, daß der Austausch der obußor« im Hinblick 
darauf erfolgt, ‚daß das Volk der Athener es weiß, wenn der König 
der Sidonier nach Athen schickt, weil er etwas von der Stadt 
braucht, und daß der König der Sidonier es weiß, wenn das Volk 
der Athener jemanden zu ihm schickt‘, dann haben wir doch den 
Eindruck, daß es sich hier um eigentlich politische Beziehungen 
zwischen zwei Mächten handelt, von denen die eine im Volk der 
Athener, die andere in der Person des Königs verkörpert gedacht 
wird. Dann aber folgt ein Zusatzantrag (Z. 29ff.): „Von allen 
Sidoniern aber, die in Sidon Wohnsitz und Bürgerrecht haben, 
soll es, wenn sie auf Handelsreisen nach Athen kommen, nicht 
erlaubt sein, die Metoikengebühr einzutreiben, noch einen von ihnen 
zum Choregen zu machen, noch irgendeine eiopop& ihnen aufzu- 
erlegen.‘‘ Demjenigen, der diesen Zusatzantrag stellte, war es 
offenbar bewußt geworden, daß man es in diesem Fall nicht mit 
einem selbstherrlichen Herrscher und seinen Untertanen, sondern 
mit einem Gemeinwesen, mit einer Bürgerschaft zu tun hatte; 
daß man also gut tat, nicht nur dem König, sondern allen Bürgern 
Sidons gewisse Vergünstigungen in Athen zu gewähren und sich so 
ihres Wohlwollens zu versichern ?®, — 

Wir hoffen mit den vorstehenden Ausführungen nachgewiesen 
zu haben, daß die griechischen Gemeinden mindestens seit dem 
5. Jahrhundert (ältere urkundliche Belege fehlen aus naheliegenden 
Gründen) durchaus gewohnt waren, nichtgriechische Machthaber 
in der gleichen Weise als Träger von Rechten und Pflichten, ins- 
besondere auch in den zwischenstaatlichen Beziehungen, anzu- 
erkennen wie sonst andere Gemeinden. Sie erkannten den Herrscher 
ohneweiteres als Herrscher an, sie billigten ihm den Besitz bestimm- 
ter Länder, den Anspruch auf bestimmte Abgaben usw. ausdrück- 

#0& Dazu jetzt M. Sordi, Trapporti romano-ceritiel’origine della civitas 
sine suffragio (1960), 115°. 
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lich zu, sie versprachen ihm Hilfe und ließen sich ihrerseits von 
ihm Hilfe versprechen. Man nahm, wie wir gesehen haben, auch 
keinen Anstoß, den Gegensatz, der darin lag, daß dort ein Einzelner 
die Stelle einnahm, die hier der Gesamtheit zukam, auch in der 
sprachlichen Formulierung der Verträge unverhüllt zum Ausdruck zu 
bringen, indem man die Person des Herrschers an jenen Stellen im 
Formular nannte, wo man sonst die Gesamtheit der Bürger anzu- 
führen gewohnt war. Man handhabte diese Formen mit einer 
gewissen Leichtigkeit und Unbefangenheit: nirgends begegnen 
wir dem Versuch, die tatsächlich gegebenen Herrschaftsverhält- 
nisse wenigstens in der rechtlichen Formulierung zu verschleiern, 
also etwa, der von den innergriechischen Verhältnissen her ver- 
trauten Form zu liebe, von den Persern oder Thrakern zu sprechen, 
statt ausdrücklich die fremden Könige als die aus dem Vertrag 
Berechtigten und Verpflichteten zu nennen. Man nahm vielmehr 
die Dinge, wie sie — wenigstens auf den ersten und zweiten Blick — 
lagen; man sah, wie daheim in der Gesamtheit der Bürger, so drau- 
ßen im Herrscher den letzten Träger der Macht und der Rechte, auf 
welche diese Macht sich stützte; man ging nicht so weit, beide einem 
Oberbegriff ‚Staat‘ unterzuordnen (auf den der heutige Betrachter 
nicht leicht verzichten kann); aber in der Praxis des völkerrecht- 
lichen Verkehrs behandelte man sie als gleichwertig *. 

Aber die Griechen waren nicht nur bereit, die Herrschaft eines 
anderen, wenigstens im nichtgriechischen Bereich, anzuerkennen *, 
Sie waren auch gern bereit, selbst eine solche Herrschaft zu über- 
nehmen. Xenophon z. B. ließ sich von dem Odrysen Seuthes, dem 
er mit seinen Zehntausend diente, drei thrakische Plätze ver- 
sprechen, und wo er darauf zu sprechen kommt (Anab. VII 2, 38; 
5, 8), klingt noch der Ärger durch, daß er sie nicht erhielt; andere 
waren übrigens in der gleichen Lage glücklicher gewesen (a. O. 
3, 19). Einen davon kennen wir: Alkibiades hatte sich, als er für 
Athen am Hellespont befehligte, eine Reihe von festen Plätzen 


“1 Man vergleiche, was Gierke, Genossenschaftsrecht I 460, über die 
Gleichstellung der mittelalterlichen Städte, Körperschaften und Herren als 
politische Machteinheiten sagt. 

“2 Daß übrigens nichtgriechische Machthaber vielfach auch über 
Griechen herrschten, brauchen wir nicht erst auszuführen. Auch diese Aus- 
dehnung ihrer Herrschaft wurde nicht nur von den Unterworfenen selbst, 
sondern wiederholt auch von den freigebliebenen Griechen anerkannt. Man 
denke nur an die lakedaimonisch-persischen Verträge von 412/11 (0.Anm.15), 
an den Königsfrieden von 386 und an den Vertrag zwischen Athen und den 
Odrysenkönigen, den wir o. S. 17£f. besprochen haben. 
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Thrakiens gesichert; hier gebot er dann von 407 bis 404 als unab- 
hängiger Herr ®%. Der berühmte athenische Stratege und Söldner- 
führer Chares erhielt etwa 355 v. Chr. vom Satrapen Artabazos 
zum Lohn für seine Dienste Sigeion, also eine griechische Stadt, 
und behielt es bis in die Zeit Alexanders des Großen %#. Ein anderer 
Söldnerführer dieser Zeit, Charidemos von Oreos, hatte gegen 360 
eine Zeit lang einige Plätze in der Troas inne, die er gewaltsam an 
sich gebracht hatte ®. Demosthenes spricht es XXIII 139 ganz 
allgemein aus, daß die Söldnerführer seiner Zeit nach der Herrschaft 
über griechische Städte streben. — Die persischen Großkönige 
verliehen in der ersten Hälfte des 5. Jahrhunderts vornehmen 
griechischen Flüchtlingen, einem Demaratos, Gongylos, Themi- 
stokles, kleinasiatische (darunter auch griechische) Städte; die 
Nachkommen des Demaratos und Gongylos hatten ihre Herr- 
schaften noch im folgenden Jahrhundert inne %#. Xeinagoras von 
Halikarnassos erhielt von Xerxes die Herrschaft über Kilikien *; 
Theomestor von Samos gar die Herrschaft über seine Vaterstadt 
(Her. VIII 85, 3; IX 90, 1). Damit sind wir bei den vielen Tyrannen 
unter persischer Oberhoheit angelangt, auf die wir aber für diesmal 
sowenig eingehen wollen wie auf die Tyrannis der archaischen Zeit 
überhaupt *. — Erinnern wir uns schließlich an jene großen Herren 
der ausgehenden archaischen Zeit, die sich am Rande der griechi- 
schen Welt Stützpunkte ihrer Macht sicherten: an Peisistratos, der 
sich, aus Athen vertrieben, am thermaiischen Golf und im Pangaion- 


4 Xen. Hell. I 5, 17; IT 1, 25; Lys. XIV 26; Corn. Nep. Alcib. 7, 4; 
Diod. XIII 105, 3; Plut. Alkib. 36f.; dazu J. Hatzfeld, Aleibiade (1940), 
319. 

4 T'heop. FGrHist 115 F 105; Demosth. II 28; Schol. Demosth. ILI 31; 
Arr. Anab. I 12, 1; dazu Beloch, Griech. Gesch. III? 1, 244. 

45 Demosth. XXIII 154ff.; [Aristot.] Oikon. II 1351 b; Plut. Sertor. 1; 
Polyainos III 14. 

46 Demaratos: Her. VI 70, 2; Xen. Hell. III 1, 6; Anab. II 1, 3; VII 
8, 17; Athen. 1 29 F. — Gongylos: Xen. Hell. III 1, 6; Anab. VIL 8, 8. 17; 
Head, Hist. Num.? 528. — Themistokles: Thuk. I 138, 5; Plut. Them. 29; 
Possis, FGrHist 480 F 1 (gegen die Glaubwürdigkeit dieser Angabe Jacoby 
im Kommentar z. St.); Athen. I29 F; Head a. O. 581. 

4” Her. IX 107, 3, dazu A. Erzen, Kilikien bis zum Ende der Perser- 
herrschaft (Diss. Leipzig 1940), 111f. 

# Zu der Frage, wieweit griechische Dynastenherrschaften der klassi- 
schen Zeit als Überlebsel eben der archaischen Zeit oder aber schon als Vor- 
läufer des hellenistischen Königtums angesehen werden können, vgl. u. 
Anm. 64. 
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Gebiet festsetzte (Aristot. Ath. Pol. 15, 2; vgl. Her. I 64, 1); an 
Miltiades d. Ä., der sich von den thrakischen Dolonkern zum 
Herrscher erheben ließ (Her. VI 36, 1), und an seine Nachfolger aus 
dem gleichen Geschlecht, welche diese Herrschaft behaupteten 
und erweiterten, solange die äußeren Verhältnisse es zuließen ®. 
Die Beispiele ließen sich leicht vermehren °°. 


3. 


Nach allem, was wir ausgeführt haben, wäre es immer noch 
denkbar, daß den Griechen der herrschaftlich geordnete Staat 
zwar außerhalb der griechischen Welt geläufig war, daß sie ihn 
aber in ihrem eigenen Bereich nicht kannten oder nicht kennen 
wollten. Dann wäre ihnen die Gemeinde zwar nicht als die einzige 
rechtlich mögliche Form des Staates überhaupt, aber doch des 
griechischen Staates erschienen. Die seit dem 5. Jahrhundert 
immer wieder als Ideal aufgestellte Regel, alle griechischen Städte 
sollten frei und autonom sein, schließt ja in der Tat Staatsord- 
nungen vom Typus der ‚Herrschaft‘ aus dem griechischen Bereich 
aus; hier sollte es, darin war man sich grundsätzlich einig, weder 
Herrscher noch Untertanen, nur freie Gemeinden und ihre Bürger 
geben. Aber der Verdacht ist doch nicht ohne weiteres abzuweisen, 
daß dieses grundsätzlich unbestrittene Ideal den Tatsachen, auch 
den positiv-rechtlich anerkannten Tatsachen, nicht durchwegs 
entsprochen habe; hinsichtlich unserer Fragestellung sowenig wie 
in anderer Hinsicht. Und dieser Verdacht bestätigt sich bei näherem 
Zusehen. 

Daß griechische Städte auch im 5. und 4. Jahrhundert, also 
in der Zeit, die wir hier ins Auge fassen, nicht selten unter der 
Herrschaft Einzelner standen, ist bekannt genug. Die ‚Tyrannis‘ 
war für den Griechen nur allzu nahe Wirklichkeit, sie war etwas, 
womit man allezeit rechnen mußte; immer wieder strebten Einzelne 
eine Herrenstellung dieser Art an, nicht selten hatten sie Erfolg; die 
Gemeinden lebten in ständiger Angst und Sorge davor 51. Mit 
dieser Feststellung ist nun freilich das, was wir beweisen wollen — 
nämlich, daß sich auch im griechischen Bereich die Herrschaft 
als ein der Gemeinde entgegengesetztes Prinzip der rechtlichen 


# Dazu vor allem H. Berve, Miltiades (1937), und neuerdings U. Kahr- 
stedt, Beiträge zur Geschichte der thrakischen Chersones (1954), 5ff. 

20 Vgl. H. Berve, Gestaltende Kräfte der Antike (1949), 34f. 

51 Über Tyrannenhaß und Tyrannenfurcht im klassischen Athen sehr 
hübsch G. Strohm, Demos und Monarch (1922), 92#f. 
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Ordnung des politischen Lebens findet —, noch nicht erwiesen. Es 
wäre ja denkbar, daß die Tyrannis wohl tatsächlich die Gemeinde- 
ordnung durchbrach, daß sie aber formell nicht als eine dem Ge- 
meindegedanken entgegengesetzte Ordnung des Staates hervortrat, 
daß sie sich vielmehr in die Formen gemeindestaatlicher Ordnung 
kleidete oder sich, auf jede formelle Verankerung verzichtend, 
hinter diesen Formen versteckte. Die Dinge lägen dann grundsätz- 
lich nicht anders als in unserer eigenen Zeit. Die Diktatur von heute 
verzichtet ja durchwegs darauf, sich die ihrem Wesen gemäßen 
Formen zu geben; sie gibt sich den Anschein eines verfassungs- 
mäßigen Amtes, oder sie zieht sich als amt- und formlose, rein 
faktische Machtausübung in den Schatten zurück; so oder so läßt 
sie die Formen der Volksherrschaft (mögen diese nun republi- 
kanisch oder konstitutionell-monarchisch sein) zum Schein be- 
stehen und zeigt damit auf das deutlichste, daß heute die Volks- 
herrschaft die einzige ‚mögliche‘, die einzige als zeitgemäß angese- 
hene Staatsform ist. Es wäre nun, wie schon gesagt, denkbar, daß 
es sich mit der griechischen Tyrannis grundsätzlich nicht anders 
verhielt als mit der modernen Diktatur. Wir müßten dann zugeben, 
daß für die klassische Zeit (anders als für die hellenistische Epoche, 
vgl. 0.8. 9f.) die Gemeinde die einzige unter Griechen ‚mögliche‘, 
d. h. rechtlicher Formulierung und Anerkennung fähige Staats- 
form war, mochten auch tatsächlich nicht selten Einzelne herrschen. 
Und in der Tat scheint manches in diese Richtung zu weisen. So 
wissen wir etwa, daß der Tyrann seine Herrschaft nicht selten in 
Formen kleidete, die ihn als den Exponenten, als das bevollmächtig- 
te Organ der in Wahrheit von ihm beherrschten Gemeinde erschei- 
nen ließen: Iason von Pherai z. B. ließ sich zum Tagos der Thessaler, 
Dionysios d. Ä. zum orpamyds abroxparap von Syrakus wählen 
(dazu u. 8. 34). Daß übrigens die Gemeinde als solche in der Regel 
auch unter der Tyrannenherrschaft bestehen blieb, ist hinlänglich 
deutlich 52. 

Wir dürfen also, wenn wir unsere Zweifel an der Alleingültig- 
keit des Gemeindeprinzips im griechischen Staatsleben der klassi- 
schen Zeit begründen wollen, bei der tatsächlichen Herrschaft 
Einzelner (die eben, wie wir gesehen haben, mit der formellen 


52 Vgl. etwa für Syrakus u. Anm. 55, und im allgemeinen B. Keil, 
Griechische Staatsaltertümer (Gercke-Norden III, 1914), 355; Strohm a. O. 
200ff. Die beiden Prinzipien der Herrschaft und der Gemeinde schließen 
einander eben nicht aus, beide können in einer Staatsordnung verwirklicht 
sein und einander dann einschränken (o. 8. 12ff.). 
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Alleingültigkeit jenes Prinzips nicht unvereinbar ist) nicht stehen- 
bleiben; wir müssen nach den Formen und Formeln Ausschau 
halten, in denen diese Herrschaft etwa doch ihren Ausdruck fand. 
Oder genauer: Es müßten sich rechtliche Formulierungen finden, 
die den Herrscher nicht in die Ordnung einer Gemeinde (als ihren 
Funktionär) hineinstellen, sondern aus ihr herausheben, ihn neben 
oder über sie (und zugleich auf gleichen Fuß mit anderen, unab- 
hängigen Gemeinwesen) stellen. Wir brauchen nicht lange zu suchen. 
Wir kennen ja bereits die Form, in welcher die griechische Rechts- 
sprache (und nicht nur die griechische, vgl. o. Anm. 8) die Herr- 
schaft Einzelner zu fassen pflegt: sie nennt, wie wir gesehen haben, 
den Namen des Herrschers (und neben ihm gelegentlich seine Vor- 
fahren, Nachkommen oder Mitregenten) an jenen Stellen des 
Formulars, wo sonst die Gemeinde zu nennen ist, d. h. sie stellt 
eben Einzelpersonen als letzte Träger staatlicher Gewalt auf gleichen 
Fuß mit Gemeinden. Gelingt es, in offiziellen Texten (vor allem auch 
in zwischenstaatlichen Verträgen) der klassischen Zeit diesen 
Sprachgebrauch mit Bezug auf griechische Verhältnisse nach- 
zuweisen (denn von der Formulierung und Anerkennung nicht- 
griechischer Herrschaften haben wir ja schon gesprochen), dann 
haben wir damit auch erwiesen, daß für das klassische, nieht anders 
als für das hellenistische, Griechentum die Herrschaft eine von der 
Gemeinde begrifflich scharf abgehobene, auch rechtlich in ihrer 
Besonderheit faßbare Grundform staatlicher Ordnung darstellt 53, 

Gleich die erste Urkunde, die wir in diesem Zusammenhang 
besprechen wollen, Syll.? 229, läßt an Deutlichkeit nichts zu wün- 
schen übrig. Zwar ist der Anfang und damit das Präskript verloren; 
aber was erhalten ist, läßt keinen Zweifel daran, daß wir einen 
Vertrag zwischen der ionischen Gemeinde Erythrai und dem 
um 350 in Atarneus (auf dem kleinasiatischen Festland gegenüber 
Mytilene) herrschenden Tyrannen (oder, wenn man will, Dynasten) 
Hermias vor uns haben. Die beiden Vertragspartner werden im 


5? Wir dürfen nicht zu viele einschlägige Dokumente erwarten. Inner- 
staatliche Satzungen zu geben und zu veröffentlichen werden die Tyrannen 
seltener Gelegenheit gehabt haben als die freien Gemeinden, denn sie konnten 
ihrem Willen leichter als diese durch Weisungen im Einzelfall Geltung ver- 
schaffen. Wenn man dazuhält, daß die Urkunden der Tyrannen nach ihrem 
Sturz wohl meist vernichtet worden sind, dann wird man es als besonderen 
Glücksfall werten, daß uns wenigstens ein Dokument dieser Art erhalten 
ist: die Lygdamis-Inschrift, u. S. 37ff. Etwas bessere Aussicht, auf die Nach- 
welt zu kommen, hatten völkerrechtliche Verträge zwischen Gemeinden 
und Tyrannen. 
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‘a Text als ’Epvu9pator einerseits, “Epuias xl oi &raipoı andererseits 
S , angeführt. Einer Gemeinde steht also auf gleichem Fuß ein Einzel- 


ner gegenüber — aber freilich, dieser Einzelne nicht ganz allein: 
in Verbindung mit ihm stehen seine £r«ipoı; sie sind, wie immer sie 
im übrigen zu deuten sein mögen, offenbar irgendwie an seiner 


‘® Herrschaft beteiligt. Man könnte auf den Gedanken kommen, wir 


hätten es eben hier in Wahrheit nicht mit einem Einzelnen zu tun, 
sondern mit einer verkappten, etwas sonderbar benannten Gemeinde. 
Aber der Komplex ‚Hermias und seine Gefährten‘ kann nicht als 
der Name einer Gemeinde gedeutet werden. Hätte Hermias mit 
seinen Anhängern eine neue Gemeinde bilden wollen, dann hätte 
er gewiß einen Namen für die neue Polis gefunden — darin waren 
die Griechen doch nie verlegen. Aber er war eben weit davon ent- 
fernt, eine Gemeinde zu gründen. Als Inhaber seiner Herrschaft 
nannte er ausdrücklich sich selbst, oder genauer: sich selbst in 
Verbindung mit anderen (wir wissen nicht, wie viele es waren), die 
als seine ‚Gefährten‘ an seiner Herrschaft teilhatten: in dieser 
Bezeichnung als Gefährten liegt ja nochmals der Bezug auf die 
Person des Hermias selbst. Er war bereit, seine Herrschaft mit 
anderen zu teilen, vorausgesetzt, daß diese anderen seine ‚Gefähr- 
ten‘ waren. Der Sache wie der Form nach sind wir von der Gemeinde 
weit entfernt, der reinen Alleinherrschaft ganz nahe. Und eine 
benachbarte Gemeinde, eben Erythrai, erkennt diese Herrschaft 
nicht nur an, nein, sie verpflichtet sich in dem Vertrag, der uns 
vorliegt, Hermias und seinen Gefährten mit aller Macht zu Hilfe 
zu kommen, d. h. doch nicht nur sein Land, sondern eben auch seine 
Herrschaft nach Möglichkeit verteidigen zu helfen; Hermias 
seinerseits übernimmt dieselbe Verpflichtung gegen Erythrai. 
Ferner darf jeder der beiden Teile im Kriegsfall seine Habe auf dem 
Gebiet des anderen Teiles in Sicherheit bringen; dabei begegnet 
Z. 1f. der Ausdruck ‚‚das Land des Hermias und seiner Gefährten“, 
der uns zeigt, daß dieses Land dem Hermias und seinen Gefährten 
(nach der Auffassung der Vertragschließenden wenigstens) von 
rechtswegen gehört, ihm (bzw. ihnen) persönlich, nicht irgendeiner 
Gemeinde. Wir hören weiter, daß die Erythraier von ihrer Habe, die 
sie im Kriegsfall etwa auf das Gebiet des Hermias gebracht haben, 
keine Abgaben zahlen sollen; nur wer etwas verkauft, soll eine zwei- 
prozentige Abgabe entrichten. Diese Abgabe wird dann ohne Zweifel 
dem Hermias (und seinen Gefährten) zufallen, nicht einer Gemeinde; 
er ist es ja auch, der die Abgabenfreiheit der nur vorübergehend 
auf sein Gebiet gebrachten Habe zusichert. 
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Kein Zweifel: die Herrschaft des Hermias mit allem, was darin 
liegt (namentlich auch sein Recht an seinem Lande und den daraus 
erfließenden Einkünften) wird hier von Erythrai in aller Form 
anerkannt, oder vielmehr als etwas rechtlich Gegebenes einem 
völkerrechtlichen Vertrag — wie selbstverständlich — zugrunde- 
gelegt. 

Nicht minder lehrreich ist ein inschriftlich erhaltener atheni- 
scher Volksbeschluß aus dem Jahre 367 v. Chr. (Syll.® 163), betref- 
fend ein Bündnis mit Dionysios I. von Syrakus. Auf den ersten 
Blick mag es freilich zweifelhaft scheinen, ob Dionysios wirklich 
im eigenen Namen, als selbstherrlicher Machthaber, mit Athen in 
ein Vertragsverhältnis tritt, oder ob nicht, wenigstens der Form 
nach, hinter ihm ein Gemeinwesen steht, in dessen Namen er 
abschließt; oder vielleicht eine Mehrzahl von Gemeinwesen, da er 
ja nicht über Syrakus allein herrscht. Seinem Namen ist Z. 8, wie 
auch in anderen attischen Volksbeschlüssen (Syll.? 128, 7; 159, 19£.), 
die Apposition r6v LZixeilals &pxovra] beigefügt; man wäre zu- 
nächst vielleicht versucht, diesen Zusatz dahin zu deuten, daß 
Dionysios mit seiner Person (ähnlich wie etwa ein Monarch neuerer 
Zeit) für ein Land steht, das er repräsentiert. Ferner wird (Z. 35ff.) 
festgesetzt, daß auf sizilischer Seite außer Dionysios auch bestimmte 
Funktionäre der Syrakusaner °* den Athenern den Eid leisten sollen ; 
daraus ergibt sich — was wir im übrigen auch aus der literarischen 
Überlieferung wissen —, daß die Gemeinde Syrakus als solche auch 
unter Dionysios fortbestand 5°, und es mag zunächst scheinen, als 
trete Dionysios hier nur als der erste (nicht der einzige) Vertreter 
dieser Gemeinde auf. Bei näherem Zusehen zeigt aber gerade unser 
Text mit aller nur wünschenswerten Deutlichkeit, daß die Dinge 
anders liegen. Entscheidend sind die Zeilen 10ff. 5%; ‚Es sollen aber 
er (Dionysios) und seine Nachkommen Bundesgenossen des Volkes 
der Athener sein für alle Zeit zu folgenden Bedingungen: Wenn 
jemand zum Krieg gegen das Land der Athener zieht, sei es zu 
Lande oder zu Wasser, dann sollen Dionysios und seine Nach- 
kommen auf Mahnung zu Hilfe kommen, zu Lande und zu Wasser 
mit aller Macht nach Maßgabe des Möglichen; und wenn jemand 


°* Der lückenhafte Text kann hier leider nicht mit Sicherheit ergänzt 
werden; vgl. zuletzt die vorsichtigen Ausführungen K. F. Strohekers, 
Dionysios I. (1958), 239. 

® Vgl. etwa W. Hüttl, Verfassungsgeschichte von Syrakus (1929), 
100f.; Stroheker a. O. 149f. 

#6 Richtig Busolt, Staatskunde 3921; Stroheker a. O. 167. 
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zum Krieg gegen Dionysios oder seine Nachkommen zieht oder 
gegen Leute, über die Dionysios gebietet ( 60w@v &[pysı Arovöcıog]), 
sei eszu Lande oder zu Wasser, dann sollen die Athener auf Mahnung 
zu Hilfe kommen, zu Lande und zu Wasser mit aller Macht nach 
Maßgabe des Möglichen. Es soll aber dem Dionysios und seinen 
' Nachkommen nicht gestattet sein, die Waffen zum Schaden gegen 
das Land der Athener zu tragen, sei es zu Lande oder zu Wasser; 
noch soll es den Athenern gestattet sein, die Waffen zum Schaden 
gegen Dionysios oder seine Nachkommen zu tragen oder gegen 
Leute, über die Dionysios gebietet, sei es zu Lande oder zu Wasser.“ 
Aus diesen Zeilen ergibt sich, daß eben doch nicht die Gemeinde 
Syrakus (noch weniger ganz Sizilien, das rechtliche Einheit wohl 
überhaupt nur in der Person seines Beherrschers findet) den Vertrag 
mit Athen schließt, sondern Dionysios persönlich für sich und 
seine Nachkommen, d. h. Nachfolger: gemeint ist natürlich nicht er 
allein, sondern er mit aller seiner Macht, mit allen den Ländern und 
Leuten, über die er zu gebieten hat. (Es ist recht bezeichnend, daß 
den Athenern die ausdrückliche Einbeziehung der Syrakusaner 
in den Text des Vertrages überflüssig schien — mit Dionysios 
waren rechtlich auch sie gebunden —, daß sie es aber für wünschens- 
wert hielten, wenigstens einige Funktionäre der Gemeinde Syrakus 
sich eidlich zu verbinden.) 

Freilich geht aus unserer Inschrift nicht hervor, welche Stellung 
sich Dionysios jenen gegenüber beimaß, die wir der Sache nach 
(und zunächst nur der Sache nach) als seine Untertanen bezeichnen 
können. Wenig besagt in diesem Zusammenhang die Wendung 
8owv &pysı Arovücıog, die in unserem Vertrag wiederholt begegnet °”7: 
das Wort &pyw wird ja nicht nur vom ‚Herrschen‘ im Sinne von 
‚Herr sein‘ gebraucht, sondern es kann, wie schon die alte Magi- 
stratsbezeichnung &pywv zeigt, einfach die führende Stellung im 
Gemeinwesen bezeichnen, auch wenn einer sie nicht als Herr, 
sondern im Dienste des Gemeinwesens einnimmt; es ist eben ein 
allgemeiner Ausdruck, der über die Rechtsnatur des Verhältnisses 
zwischen dem Führer und seinen Untergebenen nichts aussagt, 
uns daher auch hier nicht weiterhilft 5. Nicht viel anders ist wohl 

5” An der zweiten Stelle, Z. 29, ist sie auf dem Stein zum großen Teil 


erhalten. 

58 Die verschiedenen Bedeutungen des Wortes &pxyo treten etwa bei 
J. E. Powell, A Lexicon to Herodotus (1938), s. v. sehr schön hervor. Danach 
bezieht sich &pexo, allein im Sprachgebrauch Herodots, 1. auf die Herrschaft 
von Königen und Tyrannen, 2. auf die Herrschaft eines Volkes über andere, 
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auch der Titel Zıxedias &pywv zu verstehen; Dionysios hat ihn sich 
wohl gerade wegen seiner Farblosigkeit und Dehnbarkeit beigelegt 
(oder doch beilegen lassen): er umschrieb einigermaßen seine tat- 
sächliche Stellung und ersparte es ihm dabei doch, seine rechtliche 
Stellung zu definieren 5%. Es wäre gewiß nicht leicht gewesen, die 
Rechtsstellung des Dionysios zugleich knapp und umfassend zu 
definieren (ganz abgesehen davon, daß er diese Stellung wohl 
auch nicht immer beim rechten Namen nennen wollte). Denn 
seine Macht hat gewiß nicht überall in seinem weiten Herrschafts- 
bereich den gleichen Rechtsgrund gehabt: er mag für den einen Ort 
Herr im vollen Sinne des Wortes gewesen sein, für den andern nur 
Bundesgenosse; anderswo, etwa in Syrakus selbst, vielleicht nicht 
mehr als ein Magistrat mit außerordentlichen Vollmachten ®, 
Es war also wohl ein ganzer Komplex verschiedenartiger Rechte, 
die in der Hand des Dionysios zusammengefaßt waren (und in 
Zukunft in der seiner Nachkommen zusammengefaßt sein sollten); 
und wir verstehen jetzt leicht, daß eine fremde Macht, die sich dieses 
ganze ‚Reich‘ mit allen seinen Machtmitteln binden wollte, sich 
zunächst eben die Person des Dionysios (und seine Nachkommen) 
binden mußte; an dieser Person hing dann alles andere, die Person 
des Herrschers allein bildete eben das rechtliche Band, das die 
ganze Herrschaft zusammenhielt, die also durchaus als Herrschaft 
im Sinne Gierkes (o. S. 11) aufgefaßt werden muß. Übrigens konnte 
natürlich von einer einseitigen Bindung nicht die Rede sein: wenn 
sich etwa Athen für den Notfall die Hilfe des Dionysios und seines 
ganzen Reiches zusichern lassen wollte, dann mußte es seinerseits 
gleichfalls Hilfe zusagen, d. h. es mußte die Herrschaft des Dionysios 
(und die Erblichkeit dieser Herrschaft, das liegt in der Einbeziehung 
der Nachkommen) nicht nur anerkennen, sondern sich dazu ver- 
pflichten, im Notfall an der Verteidigung dieser Herrschaft mitzu- 


3. auf die abgeleitete Gewalt eines militärischen Befehlshabers oder eines 
Statthalters, 4. auf die Magistratur und schließlich 5. auf die Hausgewalt 
über Sklaven und Kinder. Ich gebe dazu noch einige Beispiele aus dem Sprach- 
gebrauch des 4. Jahrhunderts: zul. Xen. Kyrup. 11, 1.6; Isokr. III 11. 31. 41; 
Dem. VI 17; XXIII 139; — zu 2. Andok. III 17; Isokr. VIII 44; Dem. XIX 
264; Hell. Oxyr. 13, 2; — 3. Xen. Hell. I4, 3; Lys. XX VIII 2; Isokr. XVII 3; 
Dem. IV 24; — 4. Xen. Anab. IV 6, 16; Isokr. VII 25; XII 145; Dem. 
XVII 117; — 5. Xen. Kyrup. IV 4, 10; Oikon. 13, 3; Aax. roA. 6, 1; Plat. 
Nom. 778 A. 

5° Zum Titel Zixeilag &pxov und zu den Fragen, die sich daran knüpfen, 
Stroheker 172ff. 

6° Dazu Stroheker 168ff. 
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wirken. Es ist freilich gewiß kein Zufall, daß im Text des Vertrages 


© zweimal (Z.13.25) vom „Lande der Athener‘‘, nicht aber dort, wo 


die (soweit möglich naturgemäß parallel gehaltenen) Verpflich- 
tungen der Gegenseite formuliert werden, vom „Lande des Diony- 
sios“ die Rede ist; augenscheinlich wird der Ausdruck bewußt 
vermieden, offenbar doch, weil der tatsächliche Herrschaftsbereich 
des Dionysios nicht, oder wenigstens nicht in seiner ganzen Aus- 
dehnung, im Rechtssinne sein Land war. Statt vom „Lande des 
Dionysios‘‘ sprach man vielmehr, wie wir gesehen haben, von ihm 
„selbst, seinen Nachkommen und von denen, ‚über welche er gebie- 
tet“; man umschrieb also den Bereich, der durch das Bündnis 
geschützt sein sollte, bewußt unscharf. Aber an diese unscharfe 
Definition wurden doch ganz bestimmte Rechtsfolgen geknüpft, 
etwa an die Verletzung des so umschriebenen Bereiches der Bünd- 
nisfall für Athen. Wenn wirklich (was recht unwahrscheinlich ist, 
wie wir gleich sehen werden) die Herrschaft des Dionysios bisher 
etwas rein Faktisches, rechtlich nicht Faßbares gewesen sein sollte: 
spätestens mit dem Abschluß des vorliegenden Vertrages hörte 
sie auf, es zu sein, spätestens von jetzt an war sie völkerrechtlich 
anerkannt, und zwar durch keinen Geringeren als Athen, das sich 
so gern als die Vorkämpferin der Freiheit hinstellte. 

Der vorliegende Vertrag war aber gewiß nicht der erste seiner 
Art, den Dionysios abschloß. Zwar ist uns kein anderer seiner 
Verträge im Wortlaut erhalten, aber wir haben — wenn auch nur 
bei Diodor — noch die Paraphrase mehrerer Verträge, die er im 
Laufe seiner Regierungszeit mit Karthago abschloß. Besonders 
lehrreich für uns ist der erste dieser Verträge, vom Jahre 405 v. Chr. 
(Diodor XIII 114). Danach sollten u. a. — Diodors Bericht von 
diesem Vertrag ist recht detailliert und beruht offenbar auf guter 
Quelle — ‚die Syrakusaner unter Dionysios gestellt sein“ (xci 
Dvpaxocioug u£v Oo Arovborov reriydaı). Es ist recht bezeichnend, 
was Freeman, der große Historiker Siziliens, zu dieser Angabe 
bemerkt 61: „Dagegen sind wir bei dem Fehlen eines zuverlässigen 
Urkundentextes gezwungen, vergebens zu fragen, in welcher Form 
Karthago eine Macht anerkennen konnte, der die formelle Bezeich- 
nung fehlte. Wir können sicher sein, daß Dionysios auf keinem 
Stein als Tyrann bezeichnet war, und es ist kaum glaublich, daß 
auf einem Stein das öffentliche Versprechen Karthagos eingegraben 
wurde, das syrakusanische Volk in Untertänigkeit gegenüber einem 


61 BE, A. Freeman, Geschichte Siziliens, dt. von B. Lupus, ILI (1901), 515. 
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von diesem selbst erwählten Oberfeldherrn zu erhalten.‘ Freeman 
denkt angesichts dieser Schwierigkeit daran, daß die in Frage 
stehende Bestimmung in einer Geheimklausel stand. Aber warum 
sollte Dionysios nicht, so gut wie später mit Athen, auch mit 
Karthago in seinem eigenen Namen einen Vertrag geschlossen 
haben ? Einen Vertrag, der ihm die Unverletzlichkeit seines Herr- 
schaftsgebietes garantierte, und in welchem — anders als später 
im Vertrag mit Athen — seine Herrschaft auch räumlich in be- 
stimmter Weise abgegrenzt, nämlich auf Syrakus beschränkt 
war ? (Wie ja der gleiche Vertrag auch die Besitzungen Karthagos, 
also des anderen Vertragspartners, ausdrücklich festlegte und 
umgrenzte.) Die formelle Möglichkeit einer solchen Bestimmung 
wird man nach allem, was wir festgestellt haben (und im weiteren 
Verlauf unserer Untersuchungen noch feststellen werden), nicht 
gut bestreiten können, und dann sehe ich keinen Grund, die aus- 
drückliche Feststellung Diodors bzw. seiner Quelle anzufechten. 
Ganz ähnliche Bestimmungen enthielten offenbar auch spätere 
Verträge zwischen Dionysios und den Karthagern, so der von 392: 
„Die Sikeler sollten unter Dionysios gestellt sein, und er sollte auch 
Tauromenion übernehmen“ (das die Karthager innehatten; Diod. 
XIV 96, 4); nach dem dritten Vertrag (Diod. XV 17, 5) sollten beide 
Teile behalten, was sie schon vor dem Krieg innegehabt hatten, 
jedoch mit bestimmten Ausnahmen zugunsten Karthagos. 

Dionysios wird auch nicht der einzige unter den sizilischen 
Tyrannen gewesen sein, der so auftrat; doch finde ich wenigstens 
aus der älteren Zeit kein ganz sicheres Beispiel, da keine einschlä- 
gige Urkunde im Wortlaut erhalten ist %. Ich sehe in diesem Zu- 
sammenhang davon ab, von Agathokles zu sprechen %, da seine 
Herrschaft schon ganz in die hellenistische Zeit fällt. — 


62 Vgl. etwa die übereinstimmenden Berichte bei Herodot (VII 154), 
Thukydides (VI 5, 3) und Philistos (FGrHist 556 F 15), wonach Hippokrates, 
der Tyrann von Gela, gegen die Freigabe der gefangenen Syrakusaner 
Kamarina erhielt (gegen 490 v. Chr.); Kamarina, das damals wüst lag, ist also 
wohl an Hippokrates persönlich (der dann selbst als Oikist der neugegrün- 
deten Stadt auftrat, Thuk. a. O.), nicht an Gela gefallen. Auch die Verträge, 
die den gleichen Hippokrates zuerst mit den Zanklaiern, dann mit den 
Samiern in Zankle verbanden (Her. VI 23, 3ff.), dürften ihn persönlich, nicht 
Gela berechtigt und verpflichtet haben. — Vgl. weiter H. Berve, Zur Herrscher- 
stellung der Deinomeniden, Studies presented to D. M. Robinson II (1953), 
B37T£EL. 

® Dazu Berve, Zur Rechtsstellung des Agathokles, SB Bayer. Akad. 
1952. 
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Die bisher behandelten Texte, und noch manche von denen, 
die wir im folgenden besprechen werden, stammen aus dem 4. Jahr- 
hundert. Man wird vielleicht meinen, das sei kein Zufall: die Er- 
scheinungen, denen wir unser Augenmerk zuwenden, seien eben 
als Vorläufer der hellenistischen Monarchie zu beurteilen, als Zeichen 
‚ einer sich allmählich anbahnenden Umwälzung der politischen 
| Verhältnisse 6, Wir dürfen aber nicht übersehen, daß das Verhältnis 
des Überlieferten das Bild der tatsächlichen Verhältnisse in unseren 
Augen leicht verzerren kann. Wir sind für unsere Beweisführung 
auf ausführliche, im Wortlaut überlieferte Dokumente angewiesen, 
und .es ist bekannt genug, daß Dokumente dieser Art außerhalb 
Athens erst seit dem 4. Jahrhundert häufiger werden. Aus älterer 
Zeit fehlt es uns wahrlich nicht an Berichten über die Herrschaft 
Einzelner; aber wir haben kaum urkundliche Zeugnisse davon. 
Umso wertvoller ist uns ein Text wie der, auf den wir jetzt zu 
sprechen kommen. 

Es handelt sich um ein Gesetz aus Halikarnassos (Syll.? 
45 — Schwyzer 744), etwa aus der Mitte des 5. Jahrhunderts. Der 
schwierige Inhalt dieses Gesetzes °, das auf jeden Fall strittiges 
Grundeigentum irgendwie festzulegen bemüht ist, soll uns an 
dieser Stelle nicht beschäftigen; was uns angeht, sind die Worte, 
mit denen es eingeführt wird. T&de 6 oVAMo[yJos Eßoreboaro 6 
ArıxapvaTelo]v xal Zaruoxıreov aa Adydanıc Ev Mi Tepe] 
&yopfi:, heißt es eingangs; dann folgt das Datum, die Angabe des 
Tages, des Monats und zweier eponymer Magistrate. Die Worte 
Ev Ni tepf[ı] Kyopfjı, die dem Datum unmittelbar vorangehen, geben 


64 Beobachtungen dieser Art sind nützlich und lehrreich, insofern sie 
Schwankungen in der Geltung und Wertschätzung des Herrschaftsprinzips 
bei den Griechen aufzeigen, die für die verschiedenen Zeiträume der griechi- 
schen Geschichte bezeichnend sind (etwa im Sinn der feinen Bemerkungen 
F.R. Wüsts, DLZ 80 (1959), 616£.). Nur darf die richtige Vorausbeziehung der 
in Frage stehenden Erscheinungen auf das hellenistische Königtum nicht 
dazu verleiten, diese Erscheinungen der Zeit, in die sie nun einmal gehören, 
abzusprechen und so das Idealbild, das man sich vom klassischen Staat 
macht, von diesen doch auch für ihn bezeichnenden Abweichungen zu 
befreien. Dasselbe gilt von der Neigung, gleichartige Erscheinungen im 
5. Jahrhundert als Überlebsel aus der archaischen Zeit anzusprechen. 

6 Zur Erkenntnis, daß es sich um ein Gesetz, nicht um einen Vertrag 
handelt, hat sich die Forschung schließlich allgemein durchgerungen; vgl. 
etwa F. Rühl, Philologus 41 (1882), 66f.; H. Swoboda, AEM 20 (1897), 
116f.; 1. M. J. Valeton, Mnemosyne N. S. 36 (1908), 291ff.; E. Weiss, Griechi- 
sches Privatrecht I (1923), 132. 253. 
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offenbar den Ort der Beschlußfassung an %. Wer den Beschluß 
gefaßt hat, das liegt dann allein in dem Ausdruck ‚‚die Versammlung 
der Halikarnasseer und Salmakiten und Lygdamis‘“. Das scheint 
auf den ersten Blick ein dreigliedriger Ausdruck zu sein; in Wirk- 
lichkeit ist er zweigliedrig: der Versammlung der Halikarnasseer 
und Salmakiten, der gemeinsamen Versammlung der Bürger zweier 
engverbundener Gemeinden #, steht ein Einzelner, Lygdamis, 
gegenüber. Er gehört ohne Zweifel jener auch aus anderen Quellen 
bekannten Dynastenfamilie an, die in der ersten Hälfte des 5. 
Jahrhunderts in Halikarnassos ihren Sitz hatte 6%; und es besteht 
kein Grund daran zu zweifeln, daß er auch zur Zeit unserer In- 
schrift tatsächlich über die Stadt geherrscht hat, die im übrigen, 
wie die gleiche Inschrift zeigt, auch unter seiner Herrschaft ihre 
Magistrate und Bürgerversammlungen gehabt hat. Daß aber die 
Herrschaft des Lygdamis keine rein tatsächliche war, daß er nicht 
etwa der Form nach Privatmann war , der sich nur tatsächlich 
den maßgebenden Einfluß gesichert hatte, zeigt gerade das Präskript 
unserer Inschrift, aus dem mit aller Deutlichkeit hervorgeht, daß 
sich Lygdamis in aller Form als Stadtherr bekannte; dabei führt 
es uns gewiß nur eine Seite seiner stadtherrlichen Stellung vor 
Augen. 


66 W. Bannier, Berl. Philol. Wochenschr. 36 (1916), 642f. 

6” Von dieser Verbindung der beiden Städte hoffe ich an anderer Stelle 
zu handeln. 

6® Nach der Suda (s. v. “Hpödoros) war Lygdamis der Enkel jener 
Artemisia, die zur Zeit des Xerxeszuges (480) für ihren noch minderjährigen 
(aber nach Her. VII 99, 1 immerhin schon zum venving herangewachsenen) 
Sohn Pisindelis regierte. Wenn nun Pisindelis im Jahre 480 etwa 15 Jahre 
alt war, dann mochte sein Sohn Lygdamis gegen 455 das regierungsfähige 
Alter erreichen. Unsere Inschrift, die ihn im Besitz der Regierung zeigt, 
kann also nicht viel älter, wohl aber — wenigstens von hier aus gesehen — 
erheblich jünger sein. Nun gehörte Halikarnassos nachweislich seit dem 
Einsetzen der Tributquotenlisten, also seit 454/53 (ATL II, 1 IV 12f.), 
dem delisch-attischen Seebund an, wahrscheinlich aber schon früher, etwa 
seit der Schlacht am Eurymedon. Man hat geglaubt, unsere Inschrift vor 
den Eintritt der Stadt in diesen Bund setzen zu müssen, da man meinte, die 
Herrschaft des Dynasten sei mit dem Bundesverhältnis zu Athen unverein- 
bar. Wir wissen aber sehr gut, daß der Seebund, wenngleich selten, auch Dy- 
nasten als Mitglieder aufnahm, und zwar gerade in Karien (u. 8. 46f.); warum 
sollte dann nicht die Gemeinde Halikarnassos dem Bund angehören, auch 
wenn sie die Gewalt in der Stadt noch mit einem Stadtherrn teilen mußte ? 
(Vgl. Swoboda, AEM 20, 117; Gomme, Commentary I? 291.) 

6 Vgl. U. Kahrstedt, RE XIII 2217. 
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{ Als diejenigen, die unser Gesetz beschlossen haben, werden 
4 ausdrücklich die Versammlung der Doppelgemeinde und Lygdamis 
genannt; vom Zusammenwirken, von der übereinstimmenden 
Willenserklärung beider leitet es also seine Gültigkeit ab; die 
Stimme des einen Lygdamis hat dabei der Form nach nicht mehr 
und nicht weniger Gewicht als die der Bürgerversammlung. Daß 
er nach ihr genannt ist, scheint zunächst darauf hinzuweisen, daß 
er dem Beschluß der Versammlung nachträglich zugestimmt 
habe ?°; und in der Tat ließe es sich leicht verstehen, wenn ein 
Gemeindebeschluß, um Geltung zu erlangen, der nachträglichen 
Zustimmung des Stadtherrn bedurft hätte. Jedoch müßte Lyg- 
damis seine Zustimmung in unserem Fall gleich am Ort der Ver- 
sammlung gegeben haben, da ja als der Ort der gesamten Beschluß- 
fassung ausdrücklich der ‚Heilige Platz‘ angegeben wird. Da ist 
die Vorstellung wohl einfacher, daß Lygdamis der Versammlung 
der Doppelgemeinde auf dem ‚Heiligen Platz‘ gleich beiwohnte, 
daß aber seine Willensäußerung von der der Gemeinde in der Weise 
geschieden wurde, daß der gültige Beschluß nur durch die Über- 
einstimmung beider zustandekommen konnte. Dabei hat Lyg- 
damis nicht als Organ der Gemeinde (in grundsätzlich derselben 
Weise wie sonst etwa der Rat oder die Magistrate) am Zustande- 
kommen des Volksbeschlusses mitgewirkt. Denn seinem Namen ist 
keine Amtsbezeichnung beigefügt; vermutlich hat er überhaupt 
kein Gemeindeamt bekleidet, jedenfalls aber keines, das in diesem 
Zusammenhang etwas bedeutet hätte. Nicht in amtlicher Eigen- 
schaft, nicht im Namen und Auftrag der Gemeinde, nein, im eigenen 
Namen, als Träger eigenen Herrschaftsrechtes äußert er seinen 
Willen; dieser Wille muß sich allerdings mit dem der Gemeinde 
vereinigen, damit das für beide verbindliche Gesetz zustandekommt. 
Die Staatsgewalt in Halikarnassos ist zwischen der Doppelgemeinde 
und Lygdamis förmlich geteilt, vielleicht kann sie überhaupt, wie 
jedenfalls in unserem Fall, nur von beiden gemeinsam ausgeübt 
werden. Dabei treten die Gemeinde auf der einen, der Dynast auf 
der anderen Seite einander der Form nach völlig gleichgestellt 
gegenüber "!. 

Von einiger Bedeutung ist in diesem Zusammenhang noch 
folgendes. Die Dynastie, der Lygdamis angehörte, hat mindestens 
zeitweise ihre Herrschaft auch über andere Städte erstreckt. Um 
480 gebot Artemisia über Halikarnassos, Kos, Nisyros und Kalymna 


”° Swoboda a. O. 117. 
1 Vgl. vor allem Th. Reinach, REG 1 (1888), 39ff.; Swoboda a. O. 117f. 
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(Her. VII 99, 2). Wenn wir uns vergegenwärtigen, daß schon das 
nächstgelegene Salmakis mit Halikarnassos wohl eng verbunden, 
aber nicht zu einer Gemeinde verschmolzen war, dann wird es 
uns recht unwahrscheinlich, daß jene Inseln mit Halikarnassos 
anders verbunden waren als durch die gemeinsame Herrschaft 
des Dynasten. Dann war eben die Verbindung mehrerer im übrigen 
voneinander gesonderter Gemeinwesen nur in der Person des Macht- 
habers gegeben; auch in dieser Hinsicht (vgl. o. 8. 11) liegt also 
‚herrschaftliche‘ Ordnung vor, nur die Person des Herrschers stellt 
die Einheit des Ganzen her. — 

Eine ähnliche Stellung des Dynasten neben oder im Zusammen- 
wirken mit der Gemeinde, gleichfalls in Karien, zeigen uns mehrere 
Dokumente des 4. Jahrhunderts. Freilich verlassen wir damit den 
Bereich des ursprünglichen Griechentums, doch war Karien im 
4. Jahrhundert schon stark hellenisiert, und griechisch ist jedenfalls 
die Sprache und Form der von uns herangezogenen Urkunden, die 
alle die Herrschaft des Hekatomnidenhauses betreffen. 

Zwar die bekannteste von den Inschriften, die dieses Haus 
angehen, Syll.3 167 aus Mylasa, hilft uns hier nicht weiter. Denn die 
auf diesem Stein verewigten Beschlüsse gegen Feinde des Mausollos 
(aus den Jahren 367/66— 355/54) sind, wenigstens der Form nach, 
nichts als Beschlüsse der Gemeinde Mylasa; Maussollos wird nur 
als ‚Wohltäter‘ der Stadt, außerdem in der Datierung als Satrap 
angeführt. Etwas mehr sagt uns schon Syll.? 169, ein Volksbeschluß 
aus lasos, gerichtet gegen diejenigen, ‚die auf Maussollos und die 
Stadt der Iaseer einen Anschlag gemacht haben“; diese Formel, 
die den Dynasten und die Polis nebeneinander nennt, findet ihre 
Parallelen in hellenistischer Zeit ”?. Die gleiche Formel findet 
sich aber auch in einer Inschrift aus Lagina vom Jahre 323 v. Chr. 
(Syll.® 311). Es ist ein Beschluß der (sonst unbekannten) Gemeinde 
der Koarendeer, die Atelie aufzuzeichnen, ‚‚die Maussollos, der Sohn 
des Hekatomnos, und die Koarendeer dem E....is, dem Sohn 
des Orteumos, aus M...... ‚ und seinen Nachkommen verliehen 
haben‘. Offenbar hatten seinerzeit der Stadtherr und die Gemeinde 
die Befreiung von den Abgaben gemeinsam ausgesprochen, da 
wohl auch vom Ausfall dieser Abgaben beide betroffen wurden ”, 


”? Vgl. etwa Syll.? 347, 18ff.; 348, 4ff.; OGIS 10, S£.; 47, 4ff.; 49, 3; 
267, 32f. Eine nahe Parallele bietet auch die Maussollos-Inschrift von 
Mylasa (Syll.? 167), 24f. 

”3? Denkbar ist natürlich auch, daß die Gemeinde von den städtischen 
Abgaben befreite, der Stadtherr von denen, deren Ertrag sonst ihm zufiel. — 
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Der gültige Beschluß in dieser Sache war also durch das gleiche 
Zusammenwirken des Dynasten mit der Gemeinde zustandege- 
kommen wie das vorhin besprochene Gesetz von Halikarnassos. 
In den gleichen Zusammenhang stellt sich eine fragmentarisch 
erhaltene griechisch-Iykische Bilingue aus Xanthos (TAM I 45): 
„Gegeben hat Pixodaros, der Sohn des Hekatomnos, den Xanthiern, 
Tloiten, Pinareern, Kandaydeern die dextm von ...... “ Weiter 
reicht unser Verständnis der Inschrift leider nicht; soviel aber 
dürfte sicher sein, daß Pixodaros, der Bruder und Nachfolger des 
Maussollos, zugunsten mehrerer lykischer Stadtgemeinden über 
eine Abgabe (oder den zehnten Teil einer Abgabe) verfügt, die bisher 
offenbar ihm persönlich zukam. 

Besonders eindeutig tritt die dynastische Stellung der Hekatom- 
niden wieder in einem Vertrag hervor: es ist der leider nur frag- 
mentarisch auf uns gekommene Vertrag zwischen Maussollos und 
Phaselis (Nachmanson, Hist. griech. Inschriften, 31). Das für uns 
Wesentliche steht glücklicherweise außer Zweifel: als die beiden 
Vertragspartner sind einander durchwegs Maussollos und die 
Phaseliten gegenübergestellt, und zwar auf völlig gleichem Fuß. 
Daß dem Dynasten politische Rechte zukommen, die denen der 
Polis durchaus gleichartig sind, tritt hier wieder ganz deutlich 
zutage 7%. 


M. Rostowzew, Studien zur Geschichte des römischen Kolonates (1910), 
253, sieht in dieser Inschrift ‚einen Beweis dafür, wie alt die Einmischung 
der Satrapen in die innere Wirtschaft einer Stadt ist‘. Er übersieht, daß 
Maussollos in Karien nicht nur als Satrap, d. h. als Vertreter des Großkönigs, 
sondern auch in erblicher dynastischer Stellung gebot. Hätte er die Atelie 
als Satrap, d. h. im Namen des Großkönigs, verliehen, dann würde das auf 
unserer Inschrift wohl festgehalten, da einem von der Reichsgewalt zuge- 
standenen Privileg ohne Zweifel besondere Bedeutung beigemessen wurde. 
Daß Maussollos mit dem bloßen Namen und Vatersnamen, ohne den Satra- 
pentitel, genannt ist, weist hier (und das gleiche gilt auch für die folgende 
Inschrift) wohl auf die ‚private‘ (dynastische), nicht auf die amtliche Stel- 
lung des Satrapen. Man halte dagegen, wie in einer Inschrift der achtziger 
Jahre des 4. Jahrhunderts (Syll.? 134) Struses wiederholt ausdrücklich als 
Satrap und Beauftragter des Großkönigs bezeichnet wird (Z. 3f. If. 29f.). 

”4 In den gleichen Zusammenhang gehört wohl auch eine zuletzt von 
L. Robert, Hellenica VII (1949), 63f., herausgegebene Inschrift aus dem 
Heiligtum des karischen Gottes Sinyri. Eine karische Gemeinde besonderer 
Art, die ‚Verwandten des Pelekos‘, ernennen einen gewissen Nesaios zu ihrem 
‚Bruder‘ mit allen Rechten, die auch den anderen ‚Verwandten des Pelekos‘ 
zukommen; sie scheinen sich dabei auf den Auftrag (2vroAn) des Idrieus und 
der Ada, also der zur Zeit herrschenden Angehörigen des Hekatomniden- 
hauses, zu berufen, doch ist gerade dieser für uns entscheidende Passus 
(Z. 5f.) teilweise zerstört und nicht mit Sicherheit zu ergänzen. 
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Am Rande der griechischen Welt geboten auch die Herrscher 
des Bosporos ”® aus dem nichtgriechischen, wahrscheinlich thraki- 
schen ?* Geschlecht der Spartokiden (seit 438/37); dennoch dürfen 
sie in unserem Zusammenhang nicht unbesprochen bleiben. Übri- 
gens hatten sie in der Herrschaft über den Bosporos bereits Vor- 
gänger (griechischer Abkunft) gehabt, die Archaianaktiden, von 
denen wir leider nichts Näheres wissen. 

Die Spartokiden begnügten sich, wie inschriftliche Datierungen 
zeigen, ihren griechischen Untertanen gegenüber mit dem farb- 
losen Titel &pyw»v, während sie sich zugleich als Könige mehrerer 
barbarischer Völkerschaften bezeichneten; so heißt etwa Leukon 
in der Datierung von Syll.? 211 Archon von Bosporos und Theodosia 
und König der Sinder, Toreten, Dandarier und Psesser (vgl. weiter 
Tod 171). Schon diese Titulatur macht es deutlich, daß die ver- 
schiedenen Städte und Stämme nur der Herrscher zusammenhielt; 
nur in seiner Person lag die Einheit des Ganzen, wir haben es also 
mit ‚herrschaftlicher‘ Ordnung in dem eingangs im Anschluß an 
Gierke festgelegten Sinn zu tun, ganz unabhängig von der Frage, 
welche Stellung der Fürst den einzelnen Städten und Völker- 
schaften gegenüber einnahm. Diese wiederholt erörterte Frage, zu 
der leider nur dürftiges Material vorliegt, wollen wir hier nicht 
wieder aufgreifen. Eines tritt scharf genug hervor: Über die Zölle 
in den Häfen von Bosporos und Theodosia verfügten die Spartokiden 
völlig frei, ohne die Mitsprache einer Gemeinde; ihnen allein flossen 
diese Zölle ohne Zweifel zu, sie allein konnten davon befreien. 
Darauf beziehen sich einige Inschriften, aber auch Angaben der 
literarischen Überlieferung. 

Zunächst sei eine Inschrift aus Mytilene angeführt, Syll.3 212: 
Azsixov xal ol natdes a[drod Murlımvatoıs Edooav reieliv rup@]v 
Eönnoommv anıyv xıı. Offenbar setzt Leukon (389/88 —349/48) 
zugunsten Mytilenes die Getreideausfuhrzölle herab; für uns 
wesentlich ist, daß er selbst mit seinen Söhnen als Subjekt erscheint, 


®R. Werner, „Die Dynastie der Spartokiden‘“, Historia 4 (1955), 
412ff.; zur inneren Ordnung des Reiches vor allem 430ff. 

”® Die thrakische Herkunft der Spartokiden ist nirgends bezeugt, ergibt 
sich aber mit großer Wahrscheinlichkeit aus manchen der in ihrem Geschlecht 
vererbten Personennamen. Vgl. zuletzt D. Detschew, Die thrakischen Sprach- 
reste (1957), 473ff.; L. Zgusta, Die Personennamen griechischer Städte der 
nördlichen Schwarzmeerküste (1955), 41ff. 289f. Der Begründer der Dymastie, 
Spartokos I., war wohl ein thrakischer Söldnerführer (Werner a. O. 419); 
er wird es auch gewesen sein, der den makedonischen Kalender im Bosporos 
einführte (ebd. 419f.). 
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d.h. eben, daß er selbst und seine Mitregenten 77 aus eigener Macht- 
vollkommenheit und im eigenen Namen die Ermäßigung gewähren. — 
Auf einer leider nur fragmentarisch erhaltenen Inschrift aus der 
Gegend von Pantikapaion (Syll.3 217) verleihen Pairisades (349/48 
bzw. 344/43—311/10) und seine Söhne einem gewissen Dionysios 
aus Peiraieus (= Amisos) mehrere Privilegien: freie Ein- und Aus- 
fahrt in Krieg und Frieden, Abgabenfreiheit in ganz Bosporos, vor 
allem aber die Proxenie (die sonst wohl nur von Gemeinden ver- 
liehen wurde). Gerade in diesem letzten Punkt wird die gemeinde- 
gleiche, d. h. eben staatliche (öffentlich-rechtliche) Natur der von 
den Spartokiden geübten, und zwar im eigenen Namen geübten 
Gewalt besonders augenscheinlich. 

Besonders ausgedehnte Privilegien genoß Athen. Der schon 
genannte Leukon gewährte nach Demosthenes (XX 31) allen, die 
Getreide nach Athen führten, Befreiung von den Ausfuhrzöllen in 
Bosporos, später (a. O. 33) auch in dem neu hinzugewonnenen 
Theodosia 78, Ein attischer Volksbeschluß zu Ehren seiner Söhne 
und Nachfolger Spartokos und Pairisades (Syll.3 206, 346 v. Chr.) 
spricht (Z. 20) davon, daß diese ‚den Athenern die Privilegien ge- 
währen wollen, die Satyros und Leukon gewährt haben‘; vor allem 
haben sie versprochen, für die Getreidesendungen nach Athen zu 
sorgen, wie ihr Vater gesorgt habe (Z. 13ff.). Von Pairisades, der 
nach dem Tode seines Bruders die Alleinherrschaft antrat, hören 
wir bei Demosthenes (XXXIV 36), daß er in Bosporos einen 
‚Heroldsruf‘, ein xnpuyuox, ergehen ließ, wonach alles für Athen 
bestimmte Getreide zollfrei exportiert werden dürfe; er erneuerte 
also das schon von seinem Vater gewährte Privileg, wie es scheint, 
ohne weitere Förmlichkeiten, indem er einfach durch ‚Heroldsruf‘ 
seinen Willen öffentlich bekannt machte ”°. 

Athen seinerseits sparte nicht mit Ehren und Vergünstigungen 
für die bosporanischen Herrscher. Von den einschlägigen Volks- 


7? Über die Samtherrschaft im bosporanischen Reich Werner a. O. 441f. 

?8 Auf die innere Ordnung des Spartokidenreiches wirft es ein bezeich- 
nendes Licht, daß die in Bosporos schon verliehene Atelie in einem anderen 
Reichsteil noch gesondert verliehen werden mußte. 

?® Nach Demosth. XX 31 pflegte Leukon durch Heroldsruf zu verkün- 
den, die nach Athen bestimmten Schiffe sollten zuerst beladen werden; 
nach Isokr. XVII 57 ‚haben Satyros und sein Vater (Spartokos I.) die 
Athener immer vor den anderen Griechen bevorzugt, und schon oft haben sie 
die Schiffe der anderen Kaufleute leer abgehen lassen, euch aber die Aus- 
fuhr gewährt.‘‘ Es scheint also vielfach fallweiser Heroldsruf entschieden 
zu haben. 
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beschlüssen ist uns einer inschriftlich erhalten, die vorhin schon 
erwähnte Nr. 206 der Sylloge, aus dem Jahre 346. Gesandte des 
Spartokos und Pairisades 8° sind nach Athen gekommen; sie ver- 
heißen, wie wir schon gehört haben, die Erneuerung der Athen von 
ihren Vorgängern gewährten Privilegien. Athen dankt nicht nur 
mit den üblichen Auszeichnungen, mit der Bekränzung der beiden 
Herrscher (Z. 29ff.) und mit der Einladung der Gesandten ins 
Prytaneion (52f.); es will nicht nur für die Begleichung der atheni- 
schen Schulden gegenüber den Söhnen Leukons Sorge tragen 
(53ff.) und die Anwerbung von Rudermannschaften gestatten 
(59ff.); es faßt auch den folgenden allgemeinen Beschluß (20ff.): 
„Da Spartokos und Pairisades den Athenern die Privilegien (dopeıct) 
gewähren wollen, die Satyros und Leukon gewährt haben, sollen 
auch ihnen die Privilegien gewährt sein, die das Volk dem Satyros 
und Leukon gewährt hat.‘ Es wird deutlich genug, daß jeder der 
beiden Teile die Erneuerung der Privilegien vom entsprechenden 
Entgegenkommen des anderen Teiles abhängig machen will; es 
liegt also der Sache nach ein wechselseitiges, vertragsähnliches 
Verhältnis vor, wie das Demosthenes einmal (XX 36f.) offen 
ausspricht. Er versucht einen gegen die Atelie im allgemeinen 
gerichteten Gesetzesentwurf durch den Hinweis zu Fall zu bringen, 
daß dadurch Leukon betroffen würde, der doch seinerseits Athen 
die größten Vorteile gewähre; er beruft sich auf die zugunsten 
Leukons gefaßten Volksbeschlüsse und auf die Stelen, auf welchen 
jene verewigt worden waren. ‚Schaut‘, ruft er den Hörern zu, 
„zu welchem Übermaß an Schlechtigkeit euch dieser Gesetzent- 
wurf führt, der den Demos unzuverlässiger erscheinen läßt als den 
einen Mann! Denn darüber dürft ihr nicht im unklaren sein, daß die 
Stelen, die da aufgestellt sind, nichts anderes bedeuten als einen 
Vertrag (ovvdyxos) über all das, was ihr empfangen und gegeben 
habt‘; einen Vertrag, dem Leukon treu bleibt, den aber die Athener 
im Begriff sind zu brechen. Für Demosthenes sind also die zwischen 
Athen und den bosporanischen Herrschern ausgetauschten Privi- 


80 Man beachte, daß ausdrücklich von Gesandten (rpeoßsıc) die Rede 
ist. Das gehört zu den Formalien, die Spartokos und Pairisades schon äußer- 
lich als Träger einer Staatsgewalt kennzeichnen. Ebenso spricht ein atheni- 
sches Ehrendekret für den Odrysenkönig Hebryzelmis (Syll.® 138, 22) von 
‚Gesandten‘ dieses Königs, und schon eine (gleichfalls attische) Inschrift 
des 5. Jahrhunderts (Syll.® 75, 50) von Gesandten des Makedonenkönigs 
Perdikkas (und Z. 16 von athenischen Gesandten an Perdikkas). 
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legien soviel wie ein Vertrag zwischen Athen und dem einen Mann 81, 
Es ist übrigens bezeichnend genug, daß zwar die Befreiung von den 
Ausfuhrzöllen in Bosporos und Theodosia allen Athenern zugute 
kam, die Atelie aber, die Athen seinerseits gewährte, nach Dem. 
XX 31 auf Leukon und seine Söhne beschränkt war, auf ihre 
| Untertanen also keine Anwendung fand; in diesem Gegensatz, auf 
den Demosthenes noch ausdrücklich aufmerksam macht, kommt es 
besonders deutlich zum Ausdruck, daß die von den bosporanischen 
Herrschern gewährten Vergünstigungen nicht einer Gemeinde, 
sondern ihnen allein zu verdanken, also auch ihnen allein zu ver- 
gelten waren. 

Überall treten also die Spartokiden persönlich hervor; von 
einer Gemeinde, die etwa neben ihnen stünde, ist nirgends die Rede. 
Die Beziehungen aber, die sie zu verschiedenen griechischen 
Gemeinden, vor allem zu Athen, unterhalten, sind nichtsdesto- 
weniger durchaus politischer, nicht privater Natur 8. — 

Daß es den Griechen keine grundsätzlichen Schwierigkeiten 
bereitete, Einzelpersonen in einer Stellung anzuerkennen, die sie 
sonst gewöhnlich den Gemeinden zubilligten, zeigt kaum ein 
Dokument deutlicher als die bekannte Gründungsurkunde des 
sog. Zweiten attischen Seebundes vom Jahre 377 v. Chr. (Syll.? 147). 
Da wird Z. 69ff. angeordnet, ‚auf dieser Stele die Namen der 
Städte (rnöXsıc) aufzuschreiben, die im Bunde stehen oder erst noch 
eintreten werden“. Tatsächlich folgt dann Z. 78ff. unter der Über- 
schrift ’Adnvalov rödeıg alde obuuayoı eine lange, auf der linken 
Schmalseite des Steins (Z. 97ff.) fortgesetzte Liste von Stadt- 
gemeinden, Xtor, Tevedıor, Murin[vjatoı usw. Daneben findet sich 
einmal ein Stamm verzeichnet, die Akarnanen in Z. 106. Mitten 
unter diesen pluralischen Ethnika aber treten dann plötzlich 
(Z. 109f.) zwei Personennamen auf: ’AAxcras, Neorröieuog; ein 


81 Vjelleicht wird man fragen, warum es zum Abschluß eines Vertrages 
zwischen Athen und den bosporanischen Herrschern, soweit wir wissen, 
nicht gekommen ist. Warum war, was der Sache nach einem Vertragsver- 
hältnis gleichkam, in die Form wechselseitiger freiwilliger ‚Geschenke‘ 
(dopext) gekleidet ? Wenn wir die Frage so stellen, ist sie im Grunde schon 
beantwortet. Die scheinbar uneigennützigen ‚Geschenke‘ sahen besser aus, 
sie mochten auch psychologisch wirksamer scheinen als inhaltlich gleiche 
vertragliche Bindungen. Daß der Abschluß eines Vertrages zwischen Athen 
und den Spartokiden aus formellen Gründen unmöglich gewesen sein sollte, 
können wir nach allem, wovon wir sonst in dieser Abhandlung zu sprechen 
hatten, nicht wohl annehmen. 

82 Anders M. Rostovtzeff, CAH VILI 567f. 
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weiterer Name ist eradiert, es war vielleicht derjenige Iasons von 
Pherai 8. Von dem Molosserkönig Alketas und seinem Sohne 
Neoptolemos haben wir schon gesprochen (o. S. 19f.); Iason wäre 
der berühmte Tyrann, der sich später zum Tagos aller Thessaler 
wählen ließ. Diese Personennamen bringen eine höchst augenfällige 
Unregelmäßigkeit in die sonst so gleichförmige Liste hinein; diese 
formelle Unregelmäßigkeit muß sachlich gerechtfertigt gewesen 
sein, man hätte sie sonst gewiß vermieden; man hätte ja MoXoooot, 
Öepxioı schreiben können, und man hätte es gewiß getan, wenn die 
der Aufzeichnung zugrundeliegenden Bündnisverträge auch nur 
der Form nach mit diesen Stammesgemeinden abgeschlossen 
worden wären. Aber das war eben, müssen wir schließen, nicht der 
Fall: nicht mit den Molossern bzw. Pheraiern hatte man abge- 
schlossen, sondern mit den Machthabern persönlich (was sich ins- 
besondere auch daraus ergibt, daß neben Alketas sein Sohn Neop- 
tolemos ausdrücklich genannt wird, sei es als Teilhaber an der 
Herrschaft, sei es als präsumptiver Nachfolger). Man empfand 
eben die Bundesgenossenschaft einzelner Herren nicht als anstößig, 
obgleich man zunächst, wie die Überschrift und die auf die Auf- 
zeichnung der Liste bezügliche, vorhin im Wortlaut angeführte 
Stelle im Dekret selbst zeigen — die beide nur von Poleis sprechen —, 
wie selbstverständlich nur an Städte als Mitglieder gedacht hatte. 

Aber nicht erst der zweite Seebund hatte Dynasten unter 
seinen Mitgliedern. Schon in den bekannten Tributlisten des 
Delisch-attischen Bundes des 5. Jahrhunderts sind, neben zahllosen 
Poleis, in ganz wenigen Fällen einzelne Dynasten namentlich 
angeführt; die Belege 8? setzen mit Quotenliste 1 (454/53) ein und 


#3 Begründete Zweifel an dieser herkömmlichen Ergänzung äußert 
G. Woodhead, AJA 61 (1957), 367£ff. (der übrigens in diesem Zusammen- 
hang, 8. 373, die bemerkenswerte Feststellung trifft, daß der zweite wie der 
erste attische Seebund Dynasten sowohl wie Poleis offenstand). — Diod. 
XV 80, 6 und Plut. Pelop. 35 berichten, daß Iasons dritter Nachfolger 
Alexandros von Pherai im Jahre 364 mit den Boiotern Frieden und Bündnis 
schloß. Diesen Vertrag schloß Alexandros gewiß nicht im Namen der Thes- 
saler, denen er vielmehr eben nach den Bestimmungen dieses Vertrages 
einige Städte zurückgeben mußte; auch nicht im Namen der Magneten und 
Achaier, die ihm bisher gehorcht hatten, die er aber nunmehr freigeben 
mußte; schwerlich im Namen der Pheraier; höchstwahrscheinlich im eigenen 
Namen. Wäre dieser Vertrag im Wortlaut auf uns gekommen, dürften wir 
ihn wohl als Kronzeugen für die in dieser Abhandlung verföchtene Auffas- 
sung anführen. Vg. auch Syll.3 184, 39f. 

°* Vgl. die Zusammenstellung ATL III 153. Freilich begegnet nicht in 
allen Fällen der bloße Name des Dymasten. Neben [Töu]ves 14 I 84 (ich 
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.# führen bis zur Veranlagungsliste von 425/24 (A 9) herab. Auch hier 
übrigens wird in den Überschriften der Listen, in den allgemeinen 
Erwähnungen der Bundesgenossen in den Volksbeschlüssen usw. 
auf die wenigen Dynasten keine Rücksicht genommen, man spricht 
vielmehr ganz allgemein von den tributzahlenden Poleis 85. Übrigens 
handelt es sich bei diesen Dynasten durchwegs um karische Fürsten ; 
im reingriechischen Bereich konnte es damals, in der hohen Zeit 
der Polis und der Demokratie, nicht leicht Dynasten geben, am 
wenigsten im athenischen Machtbereich. Aber so wenig diese 
wenigen halbbarbarischen Dynasten der Sache nach bedeuten, es 
bleibt doch bezeichnend genug, daß schon in der athenischen Kanzlei 
des 5. Jahrhunderts der Aufzeichnung von Dynasten in einer Reihe 
mit Poleis, also auf gleichem Fuß mit ihnen, keine unüberwind- 
lichen formellen Schwierigkeiten entgegenstanden. 


4. 


Die im Vorstehenden angeführten Quellenzeugnisse haben uns 
gezeigt, daß die Griechen der klassischen Zeit die Herrschaft 
Einzelner nicht nur — woran niemand zweifelt — als Tatsache 
immer wieder haben hinnehmen müssen, sondern daß sie auch 
bereit waren, solche Herrschaft rechtlich anzuerkennen. Man kannte 
Herrschaftsrechte, die (nicht anders, als später das hellenistische 
Königtum) an der Person des Herrschers hafteten und von ihm 
auf seine Nachkommen übertragen werden konnten; Rechte, die 
nicht von der Gemeinde abgeleitet wurden, die ihren Inhaber viel- 
mehr aus der Gemeinde heraushoben und über oder doch neben 
sie — und auf gleichen Fuß mit anderen, freien Gemeinden — 
stellten. Eine solche persönliche Stellung über oder neben der 
Gemeinde mochte der Sitte verwerflich scheinen, der Versuch, sie 
zu erringen, als schweres Verbrechen im voraus verpönt, im nach- 
hinein bestraft werden; man mochte sich berechtigt fühlen, nach 


zitiere nach ATL II) begegnet häufiger, z. B. 10 III 25, Käpss höv Tünves 
&pysı. 1 V 16 und 23 I 66f. wird ‚Pigres aus Syangela‘ angeführt; zweimal 
(5 I 14f. und 28 I 7f.) stehen dafür ‚die Syangeleer, über die Pigres herrscht 
(&pxeı)‘; häufiger, und zwar in den dazwischenliegenden Jahren, einfach 
‚die Syangeleer‘. Da im Status Syangelas während dieser Zeit schwerlich 
irgendwelche Änderungen eingetreten sind, dürfte der Wechsel der Bezeich- 
nungen ihre Gleichwertigkeit bezeugen; als die korrektere Ausdrucksweise 
wird die Anführung des Dynasten gelten dürfen, die Anführung der Gemeinde 
dagegen als ein Zugeständnis an die herrschenden Gewohnheiten. 

85 Vgl. etwa ATL II, 26 111. 15; II 51; 34 I 107; A 9 passim; D’7, 12. 
20f.; D 8, 5; vgl. auch ATL IV 199ff. s. v. nöxıc. 
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dem Sturz des Tyrannen alle seine Akte für unwirksam zu erklären: 
das alles darf nicht zu der Annahme verleiten, daß persönliche 
Herrschaft, also Gewaltübung im eigenen Namen (nicht in dem der 
Gemeinde) den Griechen rechtlich undenkbar gewesen wäre; wir 
glauben vielmehr erwiesen zu haben, daß eine solche Herrschaft 
positiv-rechtlicher Formulierung und Anerkennung, auch durch 
Dritte, durchaus fähig war. 

Als Träger der Staatsgewalt, zugleich als Subjekte des Völker- 
rechts treten also in der griechischen Welt bald Gemeinden, bald 
Einzelpersonen auf, und zwar grundsätzlich auf gleichem Fuß: 
eben von der nachweisbaren formellen Gleichstellung sind wir ja 
ausgegangen. Sie darf nun freilich — und damit setzen wir zu einem 
weiteren wichtigen Schritt an — darüber nicht hinwegtäuschen, daß 
die Gewalt der Gemeinde und die damit formell gleichgestellte 
einzelner Personen — tatsächlich, rechtlich und der Idee nach — 
auf ganz verschiedener Grundlage ruhen. Die Gewalt der Gemeinde 
ruht ihrem Wesen nach auf dem Zusammenhalt ihrer Mitglieder, 
gleichsam auf der organisierten, in bestimmte Formen gewiesenen 
wechselseitigen Loyalität und Solidarität ihrer Bürger. Die Freiheit 
der einzelnen Bürger wird, wenigstens nach griechischer Auffassung, 
durch diese wechselseitigen Bindungen nicht beeinträchtigt; wer 
einem freien Gemeinwesen angehört, gilt eben deshalb selbst als 
frei. Denn in der Gemeinde gibt es keinen Herrn und keine Unter- 
tanen, nur Genossen mit gleichen oder abgestuften Rechten und 
Pflichten gegenüber der Gesamtheit, von der sie selbst ein Teil 
sind; Gewalthaber und Gewaltunterworfene sind hier letzten Endes 
identisch. Alle Pflichten des Bürgers gegenüber der Gemeinde sind 
nichts als die Konsequenzen seines Bürgerrechts, das seine Kehrseite 
eben in der Bürgerpflicht hat. Die Steuern, die er zu zahlen, die 
Leiturgien, die er zu leisten hat, sind nur sein Anteil an den allge- 
meinen Lasten, dem ein entsprechender Anteil am gemeinsamen 
Besitz, an allen gemeinsam errungenen Vorteilen gegenübersteht; 
wenn er ins Feld rückt, dann tut er es nicht im Dienst eines anderen, 
sondern in eigener Sache 8; die Satzungen, denen er sich unter- 
wirft, hat er selbst mit beschlossen, oder sie sind doch im Namen 
der Gesamtheit, also auch in seinem Namen, von deren berufenen 


°° Handelt es sich um die Abwehr eines gegen die Gemeinde gerichteten 
Angriffs, dann zählt der einzelne Bürger ja selbst zu denen, welchen der 
Angriff gilt; ist die Gemeinde ihrerseits der Angreifer, dann, grundsätzlich 
wenigstens, mit dem Ziel, der Gesamtheit und damit zugleich jedem Einzel- 
nen bestimmte Vorteile zu verschaffen. 
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Vertretern beschlossen worden. — Der Untertan einer Herrschaft 
dagegen ist einer Gewalt unterworfen, an der er selbst keinen Anteil 
hat. Bei der Festlegung der Satzungen, die ihn binden, wird er 
nicht befragt; der Krieg, an dem er teilnehmen muß, oder unter 
dem er doch leidet, ist nicht sein Krieg; die Abgaben, die er zu ent- 
richten hat, fließen in eine Kasse, die auch nicht zum kleinsten 
Bruchteil seine Kasse ist, deren Mittel nicht zu seinem Vorteil 
verwendet werden sollen, sondern zum Vorteil seines oder seiner 
Herren 7, Denn in dieser Stellung steht — und das ist der springende 
Punkt — nicht nur der Untertan eines einzelnen Herrn; in der 
gleichen Stellung stehen offenbar alle, die der Gewalt einer Gemeinde 
unterworfen sind, der sie selbst nicht angehören. Die Gemeinde 
ist Gemeinde nur gegenüber ihren eigenen Angehörigen; wo sie 
über Nichtbürger gebietet, ist ihre Gewalt nicht mehr die Gewalt 
der Gesamtheit über die einzelnen Genossen, sondern die des 
Herrschers über seine Untertanen; was diese ihrerseits bindet, ist 
nicht das Bürgerrecht (der Anteil am Gemeinsamen), sondern die 
Gehorsams- und Leistungspflicht des Untertanen 88. 

Aus diesen Überlegungen ergibt sich, daß wir es im Bereich 
unserer Untersuchungen mit zwei Gegensatzpaaren zu tun haben, 
die einander keineswegs decken, obgleich wir sie beide unter die 
Antithese ‚Gemeinde und Herrschaft‘ fassen können. Richten wir 
den Blick auf den Träger der Staatsgewalt, dann finden wir den 
selbstherrlichen Gewalthaber auf der einen, die Bürgergemeinde 
auf der anderen Seite. Sehen wir dagegen auf das rechtliche Band, 


87 Diese scharfe Gegenüberstellung besteht freilich nur im Grundsätz- 
lichen zu Recht; in der Praxis verwischt sich der Gegensatz, dazu u. S. 54 
mit Anm. 95. 

88 Vgl. Gierke, Genossenschaftsrecht I 520f.; II 727ff. Ein mittel- 
alterliches Beispiel für die scharfe begriffliche Trennung der Untertanen 
von den Bürgern bietet etwa die „Amtliche Sammlung der älteren eidge- 
nössischen Abschiede‘ I (1839), 8. XXXIII 2 o.: uns und alle unser burger 
und die unser lehen pfant oder eigen sint. — Häufig erscheinen Gemeinden 
geradezu in der Rechtsnachfolge fürstlicher Herren. Hübsche Beispiele 
aus dem Mittelalter bietet wieder die oben genannte ‚Amtliche Sammlung“, 
etwa Bad. I, S. 23 u. (Rotenburg); 27 M. (Weggis); LVII 1 u.; Bd. II (1863), 
S. 168f., Nr. 266; 310f., Nr. 487; 727 M.; 740 u. — Aber auch dem Altertum 
war diese Vorstellung nicht ganz fremd; siehe etwa Liv. XXIV 29, 7: die 
Syrakusaner fordern, ut quicumque populi sub regibus fwissent, et suae dieronis 
essent. Ähnlich scheinen nach dem Sturz der Kypseliden die Korinthier den 
Anspruch auf die Rechtsnachfolge dieses Geschlechtes erhoben zu haben, 
vgl. Her. I 14, 2; Plut. mor. 400 D/E; Paus. V 2, 3; Verf., Abhängige Orte 
im griechischen Altertum (1958), 134°, 
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das die politischen Gebilde zusammenhält, dann kommen wir auf 
den Gegensatz zwischen Herrschaft und Bürgerrecht. Es versteht 
sich von selbst, daß der Einzelne letzter Träger politischer Gewalt 
nur als Herrscher sein kann; die Gemeinde dagegen kann zwei 
Gesichter haben: sie ist dann Gemeinde für ihre Bürger, aber 
Herrscher über ihre Untertanen. Damit stellt sich für uns die 
Frage, ob (wie viele Gemeinden des Mittelalters und der neueren 
Zeit ihre ‚Herrschaften‘, so) auch griechische Gemeinden ihre 
Untertanen hatten; Untertanen nicht nur — woran niemand 
zweifeln wird — der Sache nach ®, sondern auch im Rechtssinn. 

Wir können hier auf diese Frage nicht näher eingehen. Ich habe 
an anderer Stelle versucht, in diese Probleme ein Stück weit ein- 
zudringen %; ich kann hier aus diesen Untersuchungen nur wenige 
in unserem Zusammenhang bedeutsame Gesichtspunkte heraus- 
greifen, wobei ich für die Beweisführung wieder auf das verweisen 
muß, was ich a. O. ausgeführt habe. Zunächst ist zu sagen, daß 
von den dort behandelten Einzelfällen alle die nicht in unsern 
Zusammenhang gehören, in denen die rechtliche Verbindung 
zwischen verschiedenen Orten letzten Endes auf der Gemeinsamkeit 
des Bürgerrechts beruht (a. O. 155ff.); in diesen Fällen ist es der 
Gemeindeverband selbst, der den Zusammenhang sichert, nicht 
ein Herrschaftsrecht der Gemeinde. Anders steht es mit der zweiten 
Hauptgruppe von Erscheinungen, die ich a. O. (159ff.) behandelt 
habe, jenen Fällen nämlich, in welchen der Zusammenhang rechtlich 
darauf beruht, daß der einen Gemeinde der Boden gehört, den die 
andere Gemeinde bewohnt und bebaut: die grundherrliche Gemein- 
de knüpft die Erlaubnis dazu an bestimmte Bedingungen. Dabei 
mag sie sich damit begnügen, sich bestimmte Abgaben und Leistun- 
gen auszubedingen; sie mag aber auch Bedingungen stellen, die die 
äußere und innere Freiheit der landlosen Gemeinde stark beschnei- 
den, diese zugleich an die grundherrliche Gemeinde fesseln. Wie dem 
auch sei, die Herrschaft des einen Ortes über den anderen ist in 
solchen Fällen nicht nur durch sein tatsächliches Übergewicht 
gegeben, sondern auch rechtlich formuliert, eben in jenen Bedin- 

®® Hierher würden etwa Gemeinden gehören, die durch ein formell 
gleiches Bündnis an eine stärkere Gemeinde gebunden waren (zum ungleichen 
Bündnis vgl. u. Anm. 91). Thukydides hat denn auch die attische Arche einer 
Tyrannenherrschaft verglichen (II 63, 2; IH 37, 2); ähnlich schon Aristo- 
phanes (Ritter 1087. 1111ff. 1333). — Auch Bürger minderen Rechtes, wie 
die lakedaimonischen Perioiken, können der Sache nach den Untertanen 


nahestehen. 
%° In meinem 0. Anm. 88 a. E. angeführten Buch. 
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gungen, an welche die Nutzung aes Landes geknüpft wird. Freilich 
zeigen gerade diese Fälle sehr gut, worauf wir schon früher hinge- 
wiesen haben (0. S. 12ff.), daß nämlich die Herrschaft den Beherrsch- 
ten nicht notwendig ganz und nicht notwendig unmittelbar erfassen 
muß. Sie kann ihm gewisse, oft weitreichende Freiheiten lassen, 
sie kann sich selbst auf wenige, yenau umschriebene Rechte be- 
schränken; und sie ergreift in den Fällen, die wir gerade im Auge 
haben, den Beherrschten nicht direkt, vielmehr nur auf dem Umweg 
über den Boden und die an dessen Überlassung geknüpften Bedin- 
‘gungen. Aber obgleich beschränkt und indirekt, es ist doch wohl 
Herrschaft in dem Sinn, den wir unseren Ausführungen zugrunde- 
gelegt haben: nicht wechselseitige (genossenschaftliche) Rechte und 
Pflichten, sondern einseitige oder doch sehr ungleiche Bindungen 
stellen den politischen Zusammenhang zwischen der abhängigen 
und der führenden Gemeinde her. Allem Anschein nach ist der 
Typus der ‚Polis ohne Territorium‘ (besser vielleicht: Gemeinde 
auf fremdem Territorium) bei den Griechen geradezu die geläufigste 
Ausprägung der Untertänigkeit gegenüber einer fremden Gemeinde 
gewesen. — Daneben hat es gewiß auch andere Formen der Unter- 
tänigkeit gegeben; von welcher Art und in welchem Umfang, das 
mag dahingestellt bleiben °!. 

Im Gesichtskreis des klassischen Griechentums gab es also 
dreierlei Herrschaftsträger: einzelne Gemeinden, die ihre Gewalt 
über den Kreis ihrer Bürger ausdehnten; griechische Herren, 
gewöhnlich Tyrannen genannt; schließlich nichtgriechische Macht- 
haber, denen nicht selten auch Griechen unterworfen waren. In der 
Regel freilich war den Griechen jener Zeit — darüber wird sich 
niemand täuschen — staatliche Ordnung doch in den genossen- 
schaftlichen Bindungen gegeben, wie sie die Bürgerschaft zusam- 

91 Die Oropier werden von Thukydides (II 23, 2) ausdrücklich als 
‚Untertanen der Athener‘ (’AYnvalov Örhxooı) bezeichnet; aus den Worten 
desselben Autors an dieser und vor allem an einer zweiten Stelle (IV 99) 
geht aber, wie ich in meinen „Abhängigen Orten‘ (S. 82) zu zeigen versucht 
habe, mit hinlänglicher Deutlichkeit hervor, daß das Land den Oropiern 
selbst, nicht den Athenern gehörte; Oropos scheint also, obgleich Athen 
untertan, nicht zu den ‚Poleis ohne Territorium‘ gehört zu haben. — Eine sehr 
verbreitete Formulierung politischer Abhängigkeit ist natürlich das un- 
gleiche Bündnis; wir wollen es dahingestellt sein lassen, wieweit die daraus 
folgenden Rechte und Pflichten noch unter den Begriff der Herrschaft zu 
fassen sind. — Schließlich ist hier auch an diejenige Untertänigkeit zu er- 
innern, die sich aus der persönlichen Unfreiheit ergibt; also an jene Formen 
der Knechtschaft, mit denen sich zuletzt D. Lotze, Mera&b &Xevdtpwv xal 
8obAwv (1959) ausführlich befaßt hat. 


4% 


52 


menhielten. Gegen diese Regel in einzelnen, nicht allzu seltenen 
Fällen die Herrschaft einer fremden Gemeinde oder gar eines 
Einzelnen anzuerkennen, mag dem freiheitsstolzen Griechen ge- 
fühlsmäßig schwer gefallen sein (er war gewiß nur ungern Untertan, 
dafür freilich umso lieber selbst der Herr %); aber eine begriffliche 
Schwierigkeit lag für ihn weder im Herrschaftsverhältnis überhaupt, 
noch in der Herrschergewalt einzelner Personen. Beide ergaben sich 
fast zwangsläufig wie aus den tatsächlichen Gegebenheiten der 
geschichtlichen Lage, so aus den Rechtsauffassungen und -begriffen 
des Griechentums; nicht ihre Formulierung und Anerkennung, 
nein, ihre Verschleierung und begriffliche Umdeutung hätten eine 
besondere logische Anstrengung erfordert. Wir müssen dabei noch 
einen Augenblick verweilen. 

Gewiß gehört die genossenschaftliche Vereinigung zu den vor- 
nehmsten und ältesten Grundlagen staatlicher Ordnung; gewiß 
ist sie gerade in der griechischen Welt zu reicher Entfaltung ge- 
kommen. Aber daneben gab es wohl allezeit, in der Hand von 
Einzelpersonen wie von Gemeinden, auch herrschaftliche Rechte. 
Das ist nicht schwer zu verstehen. Einmal erwachsen aus dinglichen 
Rechten an Grund und Boden, wie sie sich mit der Seßhaftigkeit 
zwangsläufig ergeben, leicht politische Rechte, auf denen eine 
Herrschaft begründet werden kann; und in der Tat herrscht, wie 
wir gesehen haben, manche griechische Gemeinde über Untertanen 
auf dem Umweg über den ihrer Herrschaft zunächst allein unter- 
worfenen Boden. Von größerer Bedeutung aber ist die Tatsache, 
daß politische Ordnung ganz allgemein, und gewiß auch bei den 
Griechen, zweierlei Ursprung hat: sie geht in vielen Fällen ohne 
Zweifel auf freien Zusammenschluß, in anderen Fällen aber auf 
zwangsweise oder freiwillige Unterwerfung (unter einen Einzelnen 
oder einen Verband) zurück. Nun können freilich aus der Unter- 
werfung wie aus der Einung beiderlei Bindungen, genossenschaft- 
liche wie herrschaftliche, sich ergeben: aber die nächstliegende 
Gestaltung eines auf freiem Zusammenschluß beruhenden politischen 
Gebildes ist ohne Frage die Bürgergemeinde, während die Unter- 
werfung fürs erste doch eher Herrschaft begründet. Namentlich 
mußte das für die Griechen allezeit gültige Recht des Eroberers 9% 
immer von neuem herrschaftliche Verhältnisse begründen; doch 
konnten Herrschaftsrechte auch auf friedlichem Wege begründet 


92 G. Strohm, Demos und Monarch (1922), 100ff. 


»: Dazu etwa E. Bikerman, RIDA 4 (1950), 123£.; F. Kiechle, Historia 
7 (1958), 129ff. 
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werden, indem sich etwa eine freie Gemeinde in den Schutz eines 
Mächtigeren ergab. 

Aber nicht nur die Herrschaft überhaupt, auch daß Einzelne in 
aller Form als ihre Inhaber auftraten, lag in der Natur der Sache. 
Gewiß kamen jene Rechte, die sich der Sache nach als Staatsgewalt 
zusammenfassen lassen, vor der hellenistischen Zeit im allgemeinen 
nicht einzelnen Machthabern, sondern ganzen Bürgerschaften zu; 
wenn aber einmal einem Einzelnen tatsächlich die gleiche Macht- 
stellung zugefallen war, warum sollte man sich sträuben, ihm die 

"gleichen Rechte zuzuerkennen ? In den verschiedensten, politisch 
z. T. nicht unwichtigen Beziehungen waren Gemeinden und Einzel- 
personen ohnehin gleichgestellt %. Sollte da ein Einzelner nicht im 
selben Sinn Land zueigen haben können wie eine Gemeinde ? Sollte 
ihm, wenn er auf eigene Faust, mit seinen eigenen Mitteln einen 
Gegner niedergeworfen, einen Landstrich in Besitz genommen 
hatte (und wer wollte leugnen, daß das möglich war?), daraus 
nicht dasselbe Recht des Siegers, des Eroberers erwachsen wie einer 
Gemeinde auch ? Sollten andere Mächte davon absehen, sich einen 
Mann, der dank seiner Macht die gleichen Dienste leisten konnte 
wie sonst eine Gemeinde, auch zu gleichen Bedingungen vertraglich 


9%: Dieser Gegenstand wäre eine gesonderte Untersuchung wert; ich 
muß mich hier leider mit einigen vorläufigen Hinweisen begnügen. Als 
Schiedsrichter in inner- und zwischenstaatlichen Streitigkeiten rief man 
Gemeinden oder Privatleute an: Belege bei H. Schaefer, Staatsform und 
Politik (1932), 190ff., bemerkenswert vor allem Thuk. V 41, 2. — Die Bande 
des Gastrechts konnten Einzelne wie Gemeinden miteinander verknüpfen 
und leicht politische Bedeutung erlangen (dazu Schaefer a. O. 13ff.). — 
Ehrenbeschlüsse der Gemeinden konnten ebensogut Privatleuten wie 
Herrschern und ganzen Gemeinden gelten; vgl. Schaefer a. O. 35f. sowie 
Xen. Poroi 3, 11. — Bei den hippischen Agonen in Olympia konnten als 
Eigentümer der siegreichen Wagen und Pferde einerseits Einzelpersonen, 
andererseits aber auch Gemeinden ausgerufen werden (L. Ziehen, RE XVIII 
26). — Es versteht sich von selbst, daß Einzelpersonen so gut wie Gemeinden 
den Göttern Weihgeschenke darbringen konnten; in manchen Fällen 
konnte die Zurechnung politisch wichtig und strittig werden: man denke 
an den Streit um die Weihgaben der Kypseliden (Her. I 14, 2; Paus. V 2, 3; 
Plut. mor. 400 D/E), oder an die Anekdote bei Plutarch, Perikl. 14, wonach 
Perikles sich erbötig gemacht habe, die Kosten für die großen Bauten auf 
der Akropolis selbst zu tragen, vorausgesetzt, daß er die Bauten auch in 
seinem eigenen Namen weihen dürfe. — Nicht zuletzt konnten Einzelper- 
sonen und Gemeinden als Geldspender (auch in politisch bedeutsamen 
Angelegenheiten) auf einer Ebene stehen, man denke etwa an die beiden 
Spenderlisten Syll.®? 84 und 201. — Hübsche Bemerkungen über die politische 
Bedeutung der Einzelperson bei M. Treu, Historia 5 (1956), 422f. 
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zu verpflichten? Und sollte er seinerseits auf die Vorteile ver- 
zichten, die ihm aus einem solchen Vertrag erwachsen konnten ? 
Es ist nicht einzusehen, wie ihm die verschiedensten politischen 
Rechte, die gewöhnlich in der Hand von Gemeinden vereinigt 
waren, hätten grundsätzlich unerreichbar sein sollen. Freilich, die 
ihrem Wesen nach genossenschaftlichen Rechte, wie sie der Gesamt- 
heit gegenüber ihren Mitgliedern zustanden, mußten ihrer Natur 
nach der Gemeinde allein vorbehalten bleiben. Aber dieser Vorbehalt 
betrifft mehr den Geist als den Sachinhalt der in Frage stehenden 
politischen Rechte ®. Denn ihrem Inhalt nach finden die meisten 
Rechte der Gesamtheit gegenüber ihren Angehörigen ihre genaue 
Parallele in entsprechenden Rechten des Herrn gegenüber seinen 
Untertanen. Ob z. B. die Gemeinde in ihrem Krieg auf den bewaff- 
neten Einsatz ihrer Bürger, ob der Herr auf die Heeresfolge seiner 
Untertanen Anspruch hat, das macht wohl grundsätzlich einen 
bedeutsamen Unterschied aus (vgl. o. S. 48f.), sachlich aber läuft es 
auf dasselbe, nämlich auf pflichtmäßige Kriegshilfe, hinaus. In 
gleicher Weise kann eine finanzielle Leistung ebensowohl als 
Abgabe an den Herrn wie als Beitrag des Einzelnen zu den Leistun- 
gen der Gesamtheit gefaßt werden, usw. Auch von dieser Seite 
steht also der Beziehung der Staatsgewalt auf die Person des Herrn, 
statt auf einen genossenschaftlichen Verband, nichts im Wege. 

Nun ist es eine alte Erfahrung, daß die Macht stets nach einer 
rechtlichen Form sucht. In der rechtlichen Einkleidung findet sie, 
dank dem Beharrungsvermögen des Rechts, eine gewisse Gewähr 
für die Zukunft; sie findet in ihr zugleich eine gewisse Rechtferti- 
gung vor sich selbst und vor den andern (es wäre grundfalsch, 
dieses Bedürfnis zu unterschätzen); nicht zuletzt schmeichelt es 
dem Stolz des Mächtigen, die Stellung, die er errungen hat, irgend- 
wie objektiviert, in der Rechtsordnung verankert, von der Allge- 
meinheit anerkannt zu sehen: jetzt erst kann er sich offen zu seiner 
Herrschaft bekennen %. Aber auch andere, mehr praktische Er- 
wägungen werden es immer wieder nahelegen, eine tatsächlich 
gegebene Machtstellung auch rechtlich zu umschreiben. Gewisse 
Fragen, nicht zuletzt die der Nachfolge, rufen einer präzisen, ver- 


» Vgl. dazu die feinen Bemerkungen von A. Gasser, Entstehung und 
Ausbildung der Landeshoheit im Gebiete der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft (1930), 385f. 

% G. Strohm, Demos und Monarch (1922), 113#f. zeigt an zahlreichen 
Beispielen, welchen Wert die Griechen auf die mit der Herrschaft verbunde- 
nen Ehren legten. 
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bindlichen Regelung, wie sie nur ein Rechtssatz geben kann; und 
wenn schon eine rechtliche Regelung notwendig ist, dann ist es 
bei weitem leichter, die Dinge beim Namen zu nennen als die 
realen Gegebenheiten durch kühne Konstruktionen zu verschlei- 
ern ®7. Trotz allem hat es — das will ich nicht leugnen — zu allen 
Zeiten, auch bei den Griechen, Machthaber gegeben, die unter dem 
Zwang der Umstände oder aus weiser Zurückhaltung — vielleicht 
auch, weil sie selbst unter dem Einfluß einer übermächtigen Ideolo- 
gie standen — darauf verzichtet haben, sich offen als Herrscher zu 
geben, ihre Gewalt auf dem eigenen Recht, nicht — zum Schein — 
auf dem Auftrag des Volkes zu begründen; aber die Natur der 
Dinge mußte doch immer wieder dahin führen, daß sich die Herr- 
schaft als solche bekannte, daß also dem Prinzip der Gemeinde 
das entgegengesetzte Prinzip der Herrschaft, vor allem auch der 
Herrschaft eines einzelnen Mannes, in aller Form entgegentrat. 

So ergab sich das Nebeneinander von genossenschaftlichen und 
herrschaftlichen Bindungen, von Gemeinden und einzelnen Macht- 
habern aus den gegebenen Verhältnissen und aus den allgemein 
herrschenden Vorstellungen wie von selbst, bei den Griechen wie 
bei vielen anderen Völkern. Nicht dieses Nebeneinander ist auf- 
fällig; auffällig wäre es vielmehr, wenn die Griechen, wie die herr- 
schende Lehre wohl annimmt, wirklich nur das eine der beiden 
Prinzipien hätten gelten lassen. Indem wir das — wie wir hoffen, 
mit guten Gründen — bestreiten, scheinen wir freilich den Griechen 
etwas von dem Einmaligen zu nehmen, das man ihnen gerne zu- 
billigt. Indessen tritt die geschichtliche Besonderheit ihrer staatli- 
chen Entwicklung vielleicht nur umso deutlicher hervor, wenn wir 
festhalten, daß auch ihr Staatsleben auf den gleichen grund- 
sätzlichen Gegebenheiten aufbaut wie das anderer Völker. Wenn 
wir uns klar machen, daß auch den Griechen beide Grundformen 
staatlicher Ordnung, Gemeinde und Herrschaft, bekannt waren, 
daß sie ihnen, wenn wir so sagen wollen, beide zur Verfügung stan- 
den, dann wird uns die Tatsache desto weniger selbstverständlich 
erscheinen, daß im griechischen Staatsleben die Gemeinden doch 


97 Vgl. Gierke, Genossenschaftsrecht II 42: „Es bedurfte keiner Ab- 
straktion, um im Hause, im Dienstverbande, in der Gefolgschaft und ihren 
Erweiterungen den Einen, der das Band für alle war, als Träger des Herr- 
schaftsrechts nach innen und außen zu setzen. Es bedurfte ebensowenig 
einer Abstraktion, um im Geschlecht, in der Nachbarschaft, in der Land- und 
Gaugemeinde der Genossengesamtheit diejenigen Rechte zuzuschreiben, 
welche sie als Versammlung in sinnlich-lebendiger Einheit übte.“ 
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stark in den Vordergrund treten. Näheres Zusehen — das wir uns 
leider für diesmal versagen müssen — zeigt dann, daß die Gewichts- 
verteilung zwischen den beiden, an sich gleichermaßen gegebenen 
Grundformen nicht nur der griechischen Geschichte im ganzen, 
sondern auch ihren einzelnen Zeitaltern — selbst wenn man vom 
Hellenismus absieht — ihr besonderes Gepräge gibt; daß der Gang 
der griechischen Geschichte nicht zuletzt durch das wechselnde 
Verhältnis von Gemeinde und Herrschaft bestimmt ist. Unser 
Bild von der geschichtlichen Entwicklung gewinnt eben an Reich- 
tum, Bewegung und Besonderheit, je weniger wir in die als unver- 
änderlich gedachten letzten Voraussetzungen oder (was praktisch 
auf dasselbe hinausläuft) in die grauen Anfänge hineinlegen, oder 
mit andern Worten, je mehr wir uns der verschiedenen Möglich- 
keiten bewußt sind, die der Entwicklung bei jedem einzelnen ihrer 
Schritte noch offenstehen. Indem wir festhalten, daß den Griechen 
die beiden gegensätzlichen Ordnungen der Gemeinde und der 
Herrschaft als Möglichkeiten zu allen Zeiten vor Augen standen, 
wird für uns ihre weitgehende Bevorzugung der Gemeinde (die 
niemals eine endgültige und unwiderrufliche Entscheidung wurde) 
erst zum geschichtlichen Problem. 
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